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 Gemeindeversammlung vom 2. Dezember 2024 
    

Sitzungszeit 20:00 - 22:15 Uhr 
  
  

Ort Sport- und Mehrzweckhalle Frohberg 
  
  

Anwesend Haltner Christian, Gemeindepräsident 
Dosch-Heiniger Corinne, Verwaltungs-MA 
Maag Erich, Verwaltungs-MA 
Süss Martin, Gemeindeschreiber 
Kull Chiara 
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Entschuldigt  
  
  

Gäste 
         
 

  
  

Vorsitz Haltner Christian, Gemeindepräsident 
  
  

Protokoll Süss Martin, Gemeindeschreiber 
  
  

Besonderes  
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Anträge des Gemeinderats 
 
 
 
 
1. Budget und Steuerfuss 2025 
 Festsetzung 
 
 
 
2 Verordnung über den Finanzhaushalt 
 Änderung zum «mittelfristigen Ausgleich»   
 
 
 
3 Raumplanung 
 Energierichtplan 
 
 
 
4 Verein Kindertagesstätte Müüsliburg 
 Kredit für die Jahre 2025 – 2029 
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  Titel Einleitung 
  Registratur 16 

16.04 
16.04.00 

Gemeindeorganisation 
Gemeinde 
Gemeindeversammlungen in eD chr 

    

Gemeindepräsident Christian Haltner begrüsst in der Einleitung die Stimmberechtigten und 
Gäste und dankt für das Erscheinen. Speziell begrüsst er Michel Wenzler von der Zürichsee-
Zeitung. 
 
 
Er gibt den Versammlungsbesuchern weiter bekannt, dass 
 
– ordnungsgemäss und termingerecht zur Versammlung eingeladen worden sei und die 

Aktenauflage nach Gemeindegesetz stattgefunden habe; 
 
– die Verhandlung wie üblich zur Unterstützung des Protokolls aufgezeichnet werde; 
 
– Einwendungen gegen die Geschäftsbehandlung und Versammlungsleitung sofort vor-

gebracht werden müssten und nicht nachträglich geltend gemacht werden könnten; 
 
– nicht stimmberechtigte Personen auf der Tribüne nehmen müssten, und verweist 

dazu auf die entsprechenden Bestimmungen der Kantonsverfassung. 
 
– wegen feuerpolizeilichen Anforderungen die Bestuhlung unverändert belassen wer-

den muss; 
 
– Angehörige der Feuerwehr die Notausgänge besetzten, deren Anweisungen im Eva-

kuationsfall Folge zu leisten sei; 
 
– im Evakuationsfall die Halle durch den nächstliegenden Notausgang zu verlassen ist. 
 
 
Als Stimmenzähler werden von der Versammlung gewählt: 
 
 Christian Dietz 
 Ulrike Eppler-Hämmerli 
 Monika Ott 
 Eliane Rochaix 
 
Die Zählung der Versammlung ergibt die Anwesenheit von 224 stimmberechtigten Personen. 
 
Gemeindepräsident Christian Haltner erklärt, dass allen Stimmberechtigen die Weisung in 
Kurzform zugestellt worden sei. Mit dem Bestelltalon auf der letzten Seite der Weisung 
könne jeweils die ausführliche Fassung der einzelnen Geschäfte bei der Gemeindeverwal-
tung bestellt werden. Auch würden auf der Homepage der Gemeinde Stäfa alle Geschäfte in 
der Vollversion veröffentlicht. 
 
Auf seine Anfrage hin werden keine Änderungen in der Reihenfolge der Traktandenliste ver-
langt. 

- - -  
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Beschluss-Nr. GDV-2024-16 
  Titel Budget und Steuerfuss 2025 

Festsetzung durch Gemeindeversammlung 
  Gesch.-Nr. 2024-627 
  Registratur 10 

10.07 
Finanzen 
Budgets 

  IDG-Status nicht festgelegt 
    Mitwirkende  
    Ausstand  
    Versand  
    Korrespondenz Fachbereich Rechnungswesen 

Tel. 044 928 74 70, E-Mail: finanzen@staefa.ch 

 
 

 
 

 
 
 
Vorlage des Gemeinderats 

 
 
Antrag  
 
 
1. Das Budget 2025 der Politischen Gemeinde Stäfa wird mit folgenden Eckwerten  

genehmigt: 
 
 Erfolgsrechnung 
 Gesamtaufwand Fr. 172'168’300 
 Gesamtertrag  Fr. 164’770’800 

 Aufwandüberschuss Fr. 7’397’500 

 
 Investitionsrechnung Verwaltungsvermögen 
 Ausgaben  Fr.  24’103’000 
 Einnahmen  Fr. 1’513'000 

 Nettoinvestitionen (Ausgabenüberschuss) Fr. 22’590’000 

 
 Investitionsrechnung Finanzvermögen 
 Ausgaben  Fr. 1’027’000 
 Einnahmen   Fr. 5'000’000 

 Nettoinvestitionen (Einnahmenüberschuss) Fr. 3’973’000 

 
 Einfacher Gemeindesteuerertrag (100 %) Fr. 79'000'000 
 
2. Der Steuerfuss für das Rechnungsjahr 2025 wird auf 78 % des einfachen Gemeinde-

steuerertrags festgesetzt. 
 
3. Der Aufwandüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss belastet.  
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Vorlage in Kürze 
 
Der Gemeinderat hat das Budget 2025 verabschiedet. Bei einem Aufwand von Der Ge-
meinderat hat das Budget 2025 verabschiedet. Bei einem Aufwand von 172,2 Mio. 
Franken und einem Ertrag von 164,8 Mio. Franken resultiert ein Aufwandüberschuss 
von 7,4 Mio. Franken. Die Nettoinvestitionen im Verwaltungsvermögen betragen 
22,6 Mio. Franken. Die Investitionsrechnung Finanzvermögen weist einen Einnahmen-
überschuss von rund 4 Mio. Franken aus. Im Finanzhaushalt resultiert ein Finanzie-
rungsfehlbetrag von 22,9 Mio. Franken, was dazu führt, dass die Investitionsvorhaben 
nur durch die Aufnahme von Fremdkapital realisiert werden können. Infolgedessen 
wurde in der Investitionsrechnung eine umfassende Priorisierung für das Budgetjahr 
2025 und die weiteren Planjahre vorgenommen.  
 
Der Ausblick in der Finanzplanung wird durch den Ausbau der Infrastruktur geprägt und sieht 
hohe Investitionsausgaben vor. Die aktuelle Ertrags- und Aufwandsentwicklung zeigt, dass 
der Steuerfuss von 78 % nicht ausreicht, damit die Erfolgsrechnung mittelfristig ausgeglichen 
ist und die Gemeinde ihre Investitionsvorhaben mit einer vertretbaren Verschuldung finanzie-
ren kann. Nach der Steuerfusssenkung im Jahr 2023 und dem darauffolgenden Abbau von 
liquiden Mitteln ist ab dem Budget 2026 mit einer Steuerfusserhöhung von 5 % bis 8 % zu 
rechnen. 
 
Der Gemeinderat hat sich intensiv mit dem Budget und den finanzpolitischen Zielen ausei-
nandergesetzt. Das Budget 2025 in der vorliegenden Fassung enthält alle öffentlichen Auf-
gaben ohne Kürzungen oder Einsparungen. Es zeigt bei den Personalkosten ein beachtli-
ches Wachstum, das vor allem bei der Schule Stäfa, beim Alterszentrum Lanzeln und teil-
weise in der Allgemeinen Verwaltung erwartet wird. Das Wachstum ist aus Sicht des Ge-
meinderats allerdings notwendig, um die öffentlichen Aufgaben angemessen zu gewährleis-
ten.  
 
Der Beitrag an den Finanzausgleich liegt mit 15,7 Mio. Franken rund 3,2 Mio. Franken höher 
als im Vorjahr. Der Sach- und übriger Betriebsaufwand des Gesamthaushalts fällt rund 
1,7 Mio. Franken tiefer als im Budget 2024 aus. Der Grund dafür sind vor allem tiefere Auf-
wendungen für den Stromankauf bei den Gemeindewerken Stäfa. Die Beiträge im Bereich 
Pflegefinanzierung fallen rund 1 Mio. Franken höher aus, diese sind abhängig von der Nach-
frage bzw. dem Bedarf an Unterstützungsleistungen der Bevölkerung. 
 
Im Weiteren erlaubt das Budget 2025 insbesondere alle ausführbereiten werterhaltenden 
Massnahmen in die Infrastruktur im Interesse der Erhaltung der Standortqualität. Bei den 
Steuerträgen geht der Gemeinderat davon aus, dass diese mindestens auf dem aktuellen Ni-
veau bleiben, mit einiger Wahrscheinlichkeit sogar noch weiter ansteigen werden. Die vor-
handene hohe Liquidität wurde in den letzten Jahren durch die Steuerfusssenkungen von 
88 % auf 78 % und den daraus resultierenden Mindereinnahmen an Steuern kontinuierlich 
abgebaut. Die im Finanzplan im steuerfinanzierten Bereich aufgeführten Investitionen mit ei-
ner rekordhohen Investitionslast von 215 Mio. Franken kommen sukzessive in die Ausfüh-
rungsphase und lösen hohen Liquiditätsbedarf aus. Da der Finanzhaushalt nach wie vor in 
einer robusten Verfassung ist, möchte der Gemeinderat den Steuerfuss für das Budget 2025 
bei 78 % belassen. Ab dem Jahr 2026 rechnet der Finanzplan mit einer Anhebung des Steu-
erfusses. 
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Der Finanzplan zeigt ein hohes Investitionsvolumen allein im steuerfinanzierten Bereich von 
215 Mio. Franken. Dieses verteilt sich auf die wichtigsten Bereiche wie folgt: 
 
Bildung   Fr. 129 Mio 
Verwaltungsliegenschaften Fr. 54 Mio. 
Gemeindestrassen  Fr. 13 Mio. 
Öffentliche Verkehrsinfrastruktur Fr. 15 Mio. 
Gewässer und Hochwassersicherung Fr. 2 Mio. 
Übrige Projekte (wie: Feuerwehr, Zivilschutz, Polizei) Fr. 2 Mio. 
 
Die Kostenentwicklung im Betrieb und der hohe Liquiditätsbedarf bei den Investitionsvorha-
ben zeigen, dass die Steuerfusserhöhung ab dem Jahr 2026 unumgänglich ist. Auch mit ei-
ner moderaten Anhebung des Steuerfusses resultiert eine negative Entwicklung wie die Un-
terfinanzierung des Haushalts (Selbstfinanzierungsgrad unter 100 %), welche jedoch mittel-
fristig durchaus zu verantworten ist. 
 
Die zukünftige Entwicklung des Finanzhaushaltes der Gemeinde wird einerseits von der kon-
junkturellen Entwicklung und deren Auswirkungen auf die Steuererträge und andererseits 
von Umfang und Zeithorizont der Investitionsvorhaben abhängen. Die geplanten Investitio-
nen, die alle auf ihre Berechtigung und zeitliche Dringlichkeit überprüft wurden, können nicht 
durch den Cashflow gedeckt werden. Der Finanzplan zeigt auf, dass den hohen Investitionen 
in den Jahren 2025-2029 eine tiefe Selbstfinanzierung gegenübersteht, die zur Aufnahme 
von Fremdkapital führen wird. In den vergangenen Jahren hat sich aber gezeigt, dass aus 
verschiedenen Gründen (wie Einsprachen, Abhängigkeit von Dritten, personelle Engpässe 
usw.) die Investitionsausgaben immer deutlich unter den Planungswerten lagen. Der Ge-
meinderat wird auch in den kommenden Jahren eine umfassende Investitionspriorisierung 
und Massnahmen in der Erfolgsrechnung vornehmen, damit die Stabilität des Finanzhaus-
halts gewährleistet werden kann. 
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Beleuchtender Bericht 
 
 
1. Gesamtergebnis 
 
Das Budget 2025 zeigt unter Annahme eines einfachen Gemeindesteuerertrages von 
79 Mio. Franken bei einem Steuerfuss von 78 % inkl. der gebührenfinanzierten Bereiche fol-
gendes Ergebnis: 
 

 Erfolgsrechnung Budget 2025 Budget 2024 Abw in %

 Gesamtaufwand 172'168'300 162'544'700 9'623'600

 Gesamtertrag -164'770'800 -155'599'700 -9'171'100 

 Aufwand- (+)  Ertragsüberschuss (-) 7'397'500 6'945'000 452'500 7%  
 

 IR Verwaltungsvermögen Budget 2025 Budget 2024 Abw in %

 Ausgaben 24'103'000 22'872'000 1'231'000 5%

 Einnahmen -1'513'000 -1'450'000 -63'000 4%

 Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen 22'590'000 21'422'000 1'168'000 5%

 Steuerhaushalt 13'460'000 15'907'000 -2'447'000 -15%

 Abwasserbeseitigung 1'100'000 800'000 300'000 38%

 Abfallwirtschaft 0 140'000 -140'000 0%

 Wasserwerk 3'910'000 1'725'000 2'185'000 127%

 Elektrizitätswerk - Elektrizitätsnetz 4'120'000 2'850'000 1'270'000 45%

 Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen 22'590'000 21'422'000 1'168'000 5%
 

 

 IR Finanzvermögen Budget 2025 Budget 2024 Abw in %

 Ausgaben 1'027'000 6'931'000 -5'904'000 -85%

 Einnahmen -5'000'000 0 -5'000'000 0%

 Nettoinvestitionen Finanzvermögen -3'973'000 6'931'000 -10'904'000 -157%  
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2. Zusammenfassung 
 

 
*  Aufwandüberschuss (+) Ertragsüberschuss (-) 

  

Budget 2025 Budget 2024 in % Rechnung 2023

 0  Finanzen -1'040'100 -270'000 -1'095'184.17 

 1  Allgemeine Verwaltung 6'562'500 6'122'000 7% 5'351'887.40

 2  Bildung 36'590'700 35'540'000 3% 34'364'972.03

 3  Hochbau und Liegenschaften 4'941'700 4'680'000 6% 4'165'178.53

 4  Tiefbau 5'150'100 4'924'000 5% 4'827'148.47

 5  Sicherheit 2'133'800 1'900'000 12% 1'918'480.48

 6  Kind, Jugend, Familie 4'942'500 4'585'000 8% 4'366'440.58

 7  Gesundheit 8'938'400 7'996'000 12% 9'257'850.96

 8  Fürsorge 6'985'900 7'902'000 -12% 7'113'950.13

 Betriebsergebnis 75'205'500 73'379'000 2% 70'270'724.41

 Steuern -67'808'000 -66'434'000 2% -66'720'857.89 

 Wertberichtigungen Gebäude FV 0 0 3'698'700.00

 Ergebnis der ER Steuerhaushalt * 7'397'500 6'945'000 7% 7'248'566.52

 45 Abwasserbeseitigung 1'034'400 750'000 -311'826.88 

 75 Abfallwirtschaft -73'700 -10'000 -155'258.24 

 921 Wasserwerk 811'200 438'600 -1'177'560.65 

 951 Elektrizitätswerk - Elektrizitätsnetz 920'300 2'129'100 2'949'339.50

 952 Elektrizitätswerk - Stromhandel und Übr. -904'300 0 0.00

 Ergebnis der ER Spezialfinanzierungen * 1'787'900 3'307'700 1'304'693.73

 Ergebnis der ER Gesamthaushalt * 9'185'400 10'252'700 -10% 8'553'260.25

 Abschreibungen Sachanlagen VV 8'866'500 8'340'000 6% 7'501'230.76

 Abschreibungen Investitionsbeiträge 0 0 420'557.05

 Einlagen in Fonds 800 800 40'058.59

 Entnahmen aus Fonds -10'000 -10'000 -38'661.70 

 Selbstfinanzierung (Cashflow) -328'100 -1'921'900 -630'075.55 

 Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen 22'590'000 21'422'000 5% 12'513'760.38

 Finanzierungsüberschuss (+)  -fehlbetrag (-) -22'918'100 -23'343'900 -2% -13'143'835.93 

 Selbstfinanzierungsgrad -1% -9% -5%
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Betriebsergebnis 
 
Das Betriebsergebnis (ohne gebührenfinanzierte Bereiche Abwasserbeseitigung, Abfallwirt-
schaft und Gemeindewerke) erhöht sich um 1,8 Mio. Franken (+2 %) von 73,4 auf 75,2 Mio. 
Franken. Das Betriebsergebnis entspricht der Vorgabe des Gemeinderats zum Budget 2025. 
 
Der Personalaufwand des Gesamthaushalts nimmt um 2,54 Mio. Franken zu. Für das 
Budget 2025 wird mit einem Teuerungsausgleich von 2,2 % und individuellen Stufenanstie-
gen von 0,8 % gerechnet, was rund 1,3 Mio. Franken beträgt. Rund 1,24 Mio. Franken sind 
auf diverse Stellenerweiterungen zurückzuführen. Diese sind in den Bereichen Feuerwehr, 
Sport- und Mehrzweckhalle «Halle für Alle», Pflegefach- und Assistenzpersonal sowie Ver-
pflegungsdienst im Alterszentrum Lanzeln und kommunal angestelltes Personal in den Berei-
chen Tagesbetreuung und Sonderschulung des Bereichs Bildung. 
 
Der Sach- und übriger Betriebsaufwand des Gesamthaushalts fällt rund 1,7 Mio. Franken tie-
fer als im Budget 2024 aus. Der Grund dafür sind vor allem tiefere Aufwendungen für den 
Stromankauf bei den Gemeindewerken Stäfa.  
 
Die Abschreibungen des Verwaltungsvermögens sind mit 8,87 Mio. Franken voranschlagt 
und fallen aufgrund der regen Investitionstätigkeit rund 526'000 Franken höher als im Vorjahr 
aus.  
 
Den grössten Kostenanstieg verzeichnet der Transferaufwand, dieser fällt rund 4,5 Mio. 
Franken höher als im Vorjahr aus. Beim Transferaufwand handelt es sich vor allem um di-
verse Entschädigungen und Beiträge an den Kanton, andere Gemeinden und Zweckver-
bände. Es sind gebundene Ausgaben, deren Höhe die Gemeinde nicht beeinflussen kann. 
So steigt der Beitrag, den die Gemeinde an den Finanz- und Lastenausgleich einzahlen 
muss, für das Jahr 2025 um 3,15 Mio. Franken. Die Beiträge im Bereich Pflegefinanzierung 
fallen rund 1 Mio. Franken höher aus. Im Bereich Bildung steigt der Beitrag an die Musik-
schule um rund 262'000 Franken im Vergleich zum Vorjahr. 
 
Die Begründungen zu den wesentlichen Abweichungen des Budgets 2025 zum Budget des 
Vorjahres erfolgen im Kapitel «Erfolgsrechnung Bereiche». 
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Steuern 

 

 Nach Steuersubjekt bzw. -quellen Budget 2025 Budget 2024 Rechnung 2023

 Einkommenssteuern natürliche Personen -43'070'000 -43'000'000 -42'640'139.24

 Vermögenssteuern natürliche Personen -15'020'000 -13'100'000 -14'939'911.16

 Quellensteuern natürliche Personen -1'000'000 -1'000'000 -1'040'946.75

 Personensteuern -300'000 -300'000 -303'269.15

 Direkte Steuern natürliche Personen -59'390'000 -57'400'000 -58'924'266.30

 Gewinnsteuern juristische Personen -8'290'000 -8'490'000 -11'968'799.20

 Kapitalsteuern juristische Personen -2'630'000 -2'500'000 -1'050'023.43

 Direkte Steuern juristische Personen -10'920'000 -10'990'000 -13'018'822.63

 Direkte Steuern -70'310'000 -68'390'000 -71'943'088.93
 

 

 Nach Steuerarten Budget 2025 Budget 2024 Rechnung 2023

 Einfacher Gemeindesteuerertrag -79'000'000 -77'500'000 -78'070'971.15

 Steuerfuss 78% 78% 78%

 Steuern Rechnungsjahr -61'620'000 -60'450'000 -60'895'365.00

 Steuern früherer Jahre -9'900'000 -9'000'000 -11'249'215.75

 Aktive Steuerausscheidungen -1'500'000 -1'500'000 -1'197'273.60

 Passive Steuerausscheidungen 3'960'000 3'900'000 2'568'763.55

 Quellensteuern -1'000'000 -1'000'000 -1'040'946.75

 Personensteuern -300'000 -300'000 -303'269.15

 Übrige Steuererträge 50'000 -40'000 174'217.77

 Direkte Steuern -70'310'000 -68'390'000 -71'943'088.93

 Tatsächliche Forderungsverluste 300'000 400'000 88'742.79

 011 Allgemeine Gemeindesteuern -70'010'000 -67'990'000 -71'854'346.14

 012 Grundstückgewinnsteuern -13'500'000 -11'000'000 -9'241'898.75

 017 Finanzausgleich 15'702'000 12'556'000 14'375'387.00

 01 Steuern -67'808'000 -66'434'000 -66'720'857.89
 

 
 
Einfacher Gemeindesteuerertrag 100 % 
 
Bei den Steuerträgen geht der Gemeinderat davon aus, dass diese mindestens auf dem ak-
tuellen Niveau bleiben, mit einiger Wahrscheinlichkeit sogar noch weiter ansteigen werden. 
Der ins Budget 2025 zu übernehmende einfache Gemeindesteuerertrag von 79 Mio. Franken 
entspricht der Hochrechnung des laufenden Jahres, Stand August 2024. 
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Steuerfuss 
 

2025 2024 2023 2022 2021 2020 2019 2018

 Politische Gemeinde 78% 78% 78% 80% 88% 88% 88% 90%  
 
Der mutmassliche einfache Gemeindesteuerertrag beträgt gemäss Budget 79 Mio. Franken 
(= 100 %). Zur vollständigen Deckung des Aufwandüberschusses durch Steuern wäre ein 
Betrag von rund 69 Mio. Franken erforderlich. Dies würde einem Steuerfuss von 87 % ent-
sprechen. Die aktuelle Ertrags- und Aufwandsentwicklung zeigt, dass der Steuerfuss von 
78 % nicht ausreicht, damit die Erfolgsrechnung mittelfristig ausgeglichen ist und die Ge-
meinde ihre Investitionsvorhaben finanzieren kann. Nach der Steuerfusssenkung im Jahr 
2023 und dem darauffolgenden Abbau von liquiden Mitteln ist ab dem Budget 2026 mit einer 
Steuerfusserhöhung von 5 % bis 8 % zu rechnen.  
 
 
Steuern Rechnungsjahr 
 
Die Steuern des Rechnungsjahres Budget 2025 betragen 61'620'000 Franken (78 % von 
79 Mio. Franken). 
 
 
Steuern früherer Jahre 
 
Die Budgetierung der Beträge für die Steuern früherer Jahre orientiert sich am Durchschnitt 
der letzten zwei Rechnungsergebnisse (9,9 Mio. Franken). 
 
 
Aktive und passive Steuerausscheidungen 
 
Die Budgetierung der Beträge der aktiven Steuerausscheidungen von 1,5 Mio. Franken und 
passiven Steuerausscheidungen von 3,96 Mio. Franken werden auf den Durchschnitt der 
letzten fünf Rechnungsergebnisse abgestellt. 
 
 
Grundstückgewinnsteuern 
 

Budget 2025 HR 2024 JR 2023 JR 2022 JR 2021

 Grundstückgewinnsteuern 13'500'000 13'000'000 9'241'899 21'227'824 10'715'390  
 
Die Grundstückgewinnsteuern von 13,5 Mio. Franken für das Budget 2025 entsprechen dem 
Durchschnitt der letzten drei abgeschlossenen Jahre 2021 bis 2023 und der Hochrechnung 
des laufenden Jahres, Stand August 2024.  
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Finanzausgleich, Ressourcenabschöpfung 2025 
 

 
Mit Verfügung des Gemeindeamtes vom 28. Juni 2024 wurde für die Gemeinde Stäfa für das 
Jahr 2025 eine Ressourcenabschöpfung von 15'702'007 Franken festgesetzt. Die relative 
Steuerkraft 2023 beträgt 6'023 Franken (Vorjahr 5'631 Franken), das Kantonsmittel der rela-
tiven Steuerkraft, ohne Stadt Zürich, liegt bei 4'096 Franken (Vorjahr 4'014 Franken). 
 
 
Selbstfinanzierungsgrad 
 

Budg 2025 Budg 2024 JR 2023 JR 2022 Ø

 Selbstfinanzierung (Cashflow) -328'100 -1'921'900 -630'076 17'608'484 3'682'102

 Nettoinvestitionen VV 22'590'000 21'422'000 12'513'760 8'441'726 16'241'872

 Finanzierungsüberschuss (+)     -

fehlbetrag (-)
-22'918'100 -23'343'900 -13'143'836 9'166'758 -12'559'769 

 Selbstfinanzierungsgrad -1% -9% -5% 209% 23%  
 
Anteil der Nettoinvestitionen, der aus eigenen Mitteln finanziert werden kann. 
 
 

 
 
Ein Selbstfinanzierungsgrad unter 100 % führt zum Abbau der Substanz bzw. zur Aufnahme 
von Fremdkapital, um die Investitionen zu finanzieren.  
 
 
  

Richtw erte

> 100 % ideal

80 - 100 % gut bis vertretbar

50 - 80 % problematisch

< 50 % ungenügend

Budg 2025 Budg 2024 JR 2023 JR 2022 JR 2021

 Zahlungen Finanzausgleich 15'702'000 12'556'000 14'375'387 16'706'510 7'243'107

 Basis Steuerkraft absolut 2019 72'653'880

 Basis Steuerkraft absolut 2020 85'452'388

 Basis Steuerkraft absolut 2021 84'842'478

 Basis Steuerkraft absolut 2022 83'833'069

 Basis Steuerkraft absolut 2023 90'695'144

 Einwohner 15'100 15'000 15'059 14'887 14'793

 Relative Steuerkraft 6'006 5'631 6'023 5'631 4'940
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Erfolgsrechnung, Bereich 0, Finanzen (ohne Steuern) 
 

Budget 2025 Budget 2024 Abweichung in %

 0  Finanzen -1'040'100 -270'000 -770'100 -285%  
 
 
Zinsen (021) 
 
Der Netto-Zinsertrag fällt rund 53'000 Franken tiefer als im Vorjahr aus. Die Zinseinnahmen 
aus Festgeldanlagen sinken, da die Gemeinde weniger Anlagen tätigen kann. Die vorhande-
nen flüssigen Mittel werden für die laufenden Verbindlichkeiten und für die Realisierung von 
Investitionsprojekten benötigt. 
 
 
Finanzvermögen, Übriges (029) 
 
Gemäss Orientierungsschreiben des Gemeindeamts 2024 ist die Praxisänderung bei der 
Verbuchung von Gebühren für Bank- und Postkonten sowie des gesamten elektronischen 
Zahlungsverkehrs zu berücksichtigen. Diese Gebühren sind neu unter  
«Finanzvermögen, Übriges» anstelle von «Finanz- und Steuerverwaltung» zu verbuchen. 
Für die Bank- und Postkontogebühren wurden 20'000 Franken budgetiert. 
 
 
Finanzbeiträge Sport (073) 
 
Beiträge im Bereich Sport sind 150'000 Franken tiefer als im Vorjahr budgetiert, da die Ge-
meinde aufgrund des Heimfalls der Sport und Mehrzweckhalle «Halle für Alle» keinen Bei-
trag an die Stiftung Sport- und Mehrzweckhalle Frohberg Stäfa leisten muss. 
 
 
Finanzbeiträge Banken und Versicherungen (086) 
 
Die Gewinnausschüttung der Zürcher Kantonalbank an die Gemeinden erfolgt im Verhältnis 
zur Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner. Gemäss Orientierungsschreiben des Gemein-
deamts 2024 kann mit einem Betrag von ca. 106 Franken pro Einwohnerinnen und Einwoh-
ner gerechnet werden.  
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Erfolgsrechnung, Bereich 1, Allgemeine Verwaltung 
 

Budget 2025 Budget 2024 Abweichung in %

 1  Allgemeine Verwaltung 6'562'500 6'122'000 440'500 7%  
 
Für diverse anwaltliche Leistungen im Bereich Exekutive (102) wurden zusätzlich 
40'000 Franken budgetiert. Diese Anpassung entspricht den Erfahrungszahlen aus den Vor-
jahren.  
 
Im Bereich Übrige Bekämpfung von Umweltverschmutzung (103) wurden neu 25'000 Fran-
ken für diverse Beratungen und Abklärungen im Zusammenhang mit dem Label Energiestadt 
Gold budgetiert.  
 
Der Bereich Allgemeine Dienste (111) schliesst im Vergleich zum Vorjahr um rund 1 Mio. 
Franken besser ab. Der Grund dafür ist, dass aufgrund Zuständigkeitsänderungen für den 
Informatikaufwand eine neue Kostenstelle 119 «Informatik Verwaltung» eröffnet wurde, wel-
che einen Aufwand von rund 1,35 Mio. Franken ausweist. Im Bereich Allgemeine Verwaltung 
sind Mehrkosten von 40'000 Franken für die Aus- und Weiterbildung des Personals sowie für 
die Personalwerbung budgetiert. Die Honorare für externe Beratungen, Gutachten und Fach-
expertisen wurden 30'000 Franken höher budgetiert und somit an die Erfahrungswerte der 
letzten Jahre angeglichen. 
 
Das Budget des Betreibungsamts Pfannenstiel der Gemeinde Männedorf (114) weist einen 
Ertragsüberschuss von 5'500 Franken zu Gunsten der Gemeinde Stäfa aus. Im Vorjahr 
wurde ein Aufwandüberschuss von 3'100 Franken budgetiert.  
 
Das Zivilstandsamt der Gemeinde Männedorf (117) rechnet mit einem Kostenanteil von 
90'600 Franken der Gemeinde Stäfa, was zu Mehrkosten von 12'800 Franken führt. 
 
Im Bereich der Einwohnerdienste (118) sind die Gebühreneinnahmen für Amtshandlungen 
20'000 Franken tiefer budgetiert, diese entsprechen der Hochrechnung des laufenden Ge-
schäftsjahres. 
 
Der Bereich Informatik Verwaltung (119) verzeichnet einen Kostenanstieg von 167'000 Fran-
ken (Konti im Vorjahr unter 111 Allgemeine Dienste), der teilweise auf steigende Anzahl Mit-
arbeitende zurückzuführen ist. Zusätzlich wirkt sich der allgemeine Trend zur Digitalisierung 
und digitalen Geschäftsführung auf die Kosten aus.  
 
Für das nächste Jahr sind Anschaffungen von zusätzlichen Scannern und Multifunktionsge-
räten geplant, damit die Belegbearbeitung vollständig elektronisch abgewickelt werden kann 
(Visums-Workflow). Digitale Prozessoptimierungen durch neue Applikationen in den Berei-
chen CAFM (Computer-Aided-Facility-Management, Immobilien), Baukostenkontrolle (Bau-
projekte), eBau-Gesuche (Baubewilligungen), digitale Signaturen (Personal, Kanzlei, Baube-
willigungen), Controlling (Präsidiales) und User-Schulungen (Personal) führen zu Initialauf-
wand und Mehrkosten. Es ist auch die Überarbeitung der Homepage bzw. Website der Ge-
meinde vorgesehen. 
 
Die übrigen Bereiche weisen gegenüber dem Budget des Vorjahres keine wesentlichen Ab-
weichungen aus. 
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Erfolgsrechnung, Bereich 2, Bildung 
 

Budget 2025 Budget 2024 Abweichung in %

 Schule 30'063'600 29'419'900 643'700 2%

 Schulliegenschaften 6'527'100 6'120'100 407'000 7%

 2  Bildung 36'590'700 35'540'000 1'050'700 3%
 

 
 
Personalaufwand 
 
Die Löhne – kommunal und kantonal, inkl. Sozialleistungen – fallen 945’200 Franken höher 
aus als im Budgetjahr 2024. Beim kantonal angestellten Personal wurden 1,2 % der Lohn-
summe für die Teuerung und 0,2 % für Einmalzulagen berücksichtigt. Die anfallenden Auf-
wendungen für Stufenanstiege werden aus dem Rotationsgewinn  
finanziert. Beim kommunal angestellten Personal wurden 2,2 % für die Teuerung, 0,8 % für 
Stufenanstiege und 0,2 % der Lohnsumme für Einmalzulagen budgetiert. 
 
Die Erhöhung der Lohnsumme ist auf folgende Faktoren zurückzuführen: 
 

- die Gesamtschülerzahl ist gegenüber der Budgetierung 2024 leicht angestiegen 
- in der Mittelstufe wird per Sommer 2024 eine zusätzliche Klasse eröffnet 
- es wurde die Eröffnung eines weiteren Kindergartens im Sommer 2025 berück-

sichtigt  
- die Vollzeiteinheiten (VZE) im pädagogischen Bereich sind gegenüber Budget 

2024 um 0,87 VZE angestiegen  
- die stark steigenden Schülerzahlen in den Tagesstrukturen führen zu einem höhe-

ren Personalaufwand von 639'400 Franken.  
 
Für Aus- und Weiterbildungen des Schulpersonals wurden insgesamt 11'500 Franken mehr 
budgetiert als im Vorjahr, weil das Projekt «Gewaltprävention» regelmässige Weiterbildun-
gen erfordert und mehr Personen an der Schule angestellt sind. 
 
 
Einzelne Bereiche (200-290) 
 
Kindergarten (200), Primarstufe (210) und Sekundarstufe (211) 
 
Für Lehrmittel, Schulmaterial und Lebensmittel sind rund 25'000 Franken mehr budgetiert, 
was auf leicht steigende Schülerzahlen zurückzuführen ist. 
 
Bei den Anschaffungen von Apparaten, Maschinen und Geräten sowie übrigen nicht aktivier-
baren Anlagen reduzieren sich die Ausgaben um insgesamt 64'800 Franken. Im Vergleich 
zum Vorjahr sind lediglich vereinzelte Raumgestaltungen und Ersatz von Nähmaschinen in 
der Mittelstufe geplant. 
 
Die Schulpflege hat die jährlichen Kosten von 5'000 Franken für das Projekt LIFT, ein Integ-
rations- und Präventionsprogramm an der Nahtstelle zwischen der Volksschule und der Be-
rufsbildung für Jugendliche ab der 7. Klasse mit erschwerter Ausgangslage, bewilligt. Durch 
den Anstieg von fremdsprachigen Kindern resp. Eltern müssen vermehrt Übersetzer/innen 



Protokoll   

Gemeindeversammlung 02. Dezember 2024 122 

 
 

 

bei Elterngesprächen beigezogen werden. Über alle Schulstufen führt dies bei Dienstleistun-
gen Dritter zu Mehrkosten von 11'700 Franken. 
 
Bei den Exkursionen, Schulreisen, Lagern und Projekten sind sechs Klassenlager der Pri-
marschule (63'000 Franken), sechs Klassenlager der Sekundarstufe (48'000 Franken) und 
sechs Sprachlager der Sekundarstufe (90'000 Franken) budgetiert. Obwohl in der Sekundar-
stufe doppelt so viele Lager geplant sind wie im Jahr 2024, reduzieren sich die Gesamtkos-
ten um 57'500 Franken, weil der Aufwand für das Projekt SIG  
(Gewaltprävention) nur noch im Weiterbildungsbudget berücksichtigt werden muss. 
 
Die Zahl der Anmeldungen an Berufsvorbereitungsschulen sowie die Beiträge an Kunst- und 
Sportschulen (Sekundarstufe) ist aktuell deutlich tiefer als im vergangenen Jahr. Das führt zu 
Minderkosten von 180'000 Franken bei Entschädigungen an  
Gemeinden und Zweckverbände.  
 
Aufgrund der Schülerzahlen reduziert sich der Aufwand bei der Sekundarstufe für das Schul-
geld im Langzeitgymnasium (Beiträge an Kantone und Konkordate) um 247'500 Franken. 
 
 
Tagesbetreuung (213) 
 
Die Angebote der Tagesstrukturen werden von den Eltern und Schülern sehr geschätzt. Die 
Nachfrage ist aktuell höher als die vorhandene Kapazität betreffend Betreuungsräume und 
Verfügbarkeit von Personal.  
 
Aufgrund der zunehmenden Schülerzahlen wurde das Budget für Lehrmittel, Betriebs- und 
Verbrauchsmaterial um 7'800 Franken erhöht. Der Aufwand für Catering und Einkauf von Le-
bensmittel steigt um 138'000 Franken. Für die Anschaffung von Hardware sind zusätzlich 
4'000 Franken budgetiert, um die Standorte mit iPads auszurüsten und die alten Laptops zu 
ersetzen.  
 
Der Aufwand für die Anschaffung von übrigen nicht aktivierbaren Anlagen steigt um insge-
samt 45'000 Franken. Am Standort Moritzberg muss der Steamer ersetzt werden. Die Lern-
waben im Wiesengrund, Beewies und Moritzberg sollen als zusätzlicher Rückzugsort für die 
Kinder angeschafft werden. Der Standort Tränkebach soll ausschliesslich für die Betreuung 
zur Verfügung stehen. Auch Anschaffungen wie zusätzliches Geschirr, Einrichtungsmöbel, 
Servicewagen etc. wurden im Budget berücksichtigt. 
 
Bei den Elternbeiträgen werden Mehreinnahmen von 463'600 Franken erwartet. 
 
 
Musikschulen (214) 
 
Der Beitrag der Schule an die Musikschule Stäfa (MSS) steigt um 262'400 Franken. Die 
Schule Stäfa führt neu die musikalische Grundausbildung ein. Das bestehende Rhythmik An-
gebot wird ausgebaut. Die Lehrpersonen, welche den Musikunterricht erteilen, werden von 
der Musikschule angestellt.  
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Volksschule, Sonstiges (218) 
 
Im Bereich Volksschule, Sonstiges steigen die Kosten im Vergleich zum Vorjahr um insge-
samt 70'400 Franken. Die Anerkennung für den Einsatz von Zivildienstleistenden wurde ne-
ben den Schuleinheiten Moritzberg und Beewies auch für die Schuleinheit Kirchbühl Süd er-
teilt. Die Mehrkosten belaufen sich auf 21'000 Franken. 
 
Die Kosten der Skilager werden ohne Abzug der Elternbeiträge ausgewiesen. Die  
Elternbeiträge für den freiwilligen Schulsport haben sich aufgrund der angebotenen Kurse 
reduziert. Der Mehraufwand beträgt insgesamt 36'000 Franken. 
 
Der Planungswert für den Leistungsbezug des Schulpsychologischen Beratungsdienstes 
(SPBD) erhöht sich von 190,25 Franken pro Stunde auf 200 Franken pro Stunde, was bei 
den Beiträgen an Gemeinden und Zweckverbände zu einer Erhöhung von 13'600 Franken 
führt. 
 
 
Sonderschulen (220) 
 
Die vermehrte Integration von Schülerinnen und Schülern an der Volksschule führt zu einem 
Anstieg der Lohnkosten für Fachlehrpersonen auf kommunaler Ebene (inkl. Teuerung rund 
209'400 Franken). 
 
Der Aufwand für Dienstleistungen Dritter fällt um 48'200 Franken tiefer aus. Der prognostizierte 
Rückgang ist durch den Wegfall der Kosten für das Berufsvorbereitungsjahr Plus (BVJ Plus) 
(26'900 Franken), geringeren Kosten für Beratung und Unterstützung (15'300 Franken) und 
den Abschluss des Konzepts «Besondere Förderung», wodurch die Beratung durch Fede-
ras AG nicht mehr notwendig ist (6'000 Franken), zurückzuführen. 
 
Die Transportkosten für Schülerinnen und Schüler, die eine externe Schule besuchen, stei-
gen um 33'700 Franken. Es sind einerseits mehr Sonderschülerinnen und -schüler aufgrund 
ihres Alters auf einen Transport angewiesen, andererseits fallen die Schulwege zu den exter-
nen Sonderschulen teilweise länger aus. 
 
Die Beiträge an Spitalschulen und Sonderschulen werden neu in separaten Konten ausge-
wiesen. Die Beträge erhöhen sich leicht, da die Pauschale für Spitalschulung vom Kanton 
neu festgelegt wurde. Aktuellsten Berechnungen zur Folge kann für das Jahr 2025 mit Kos-
ten von 6,20 Franken pro Einwohnerin und Einwohner gerechnet werden. Die erneut höhe-
ren Kosten gegenüber dem Vorjahr sind eine Folge der steigenden Nachfrage und der damit 
zusammenhängenden Platzerweiterungen. Bei den Sonderschulkosten wird mit einem Ge-
meindeanteil von rund 57'000 Franken pro Sonderschülerin und Sonderschüler gerechnet. 
 
Beiträge an private Unternehmungen für Sonderschulungen reduzieren sich um 
236'400 Franken, da die Zuweisungen von Sonderschülerinnen und -schüler an eine Privat-
schule von 12 auf 7 Schülerinnen und Schüler reduziert werden konnte. 
 
 
Bildung, Übriges (290) 
Durch die Aufhebung der KursWerkStatt fallen 13'100 Franken tiefere Kosten im Bereich Bil-
dung, Übriges an.  
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Schulliegenschaften (231-235) 
 
Im Bereich Schulliegenschaften steigen die Kosten im Vergleich zum Budget 2024 um 
407'000 Franken. Die Personalkosten inkl. Sozialleistungen für die Hauswartung von insge-
samt 2'369'200 Franken wurden durch die Schulverwaltung erhoben.  
 
Für den gesamten Unterhalt von Schulliegenschaften und deren Grundstücken, inkl. Ab-
schreibungen und unter Berücksichtigung von Rückerstattungen ist ein Nettoaufwand von 
insgesamt 3'733'700 Franken budgetiert. Es sind 307'200 Franken mehr als im Vorjahr.  
 
Die Einnahmen aus der Vermietung der Schulliegenschaften und Einspeisevergütungen für 
Strom aus Photovoltaikanlagen wurden mit 102’900 Franken im Budget berücksichtigt. 
 
In der Schuleinheit Beewies sind Mehrkosten von 79'800 Franken für den Unterhalt des Ge-
bäudes budgetiert: Modernisierung von Schliess- und Beleuchtungsanlagen, Ersatz der Ein-
gangstüren und Storen, Anpassung der Wasserverteilung und Blitzschutzkontrollen. 
 
In der Schuleinheit Kirchbühl Nord sind diverse Maler- und Elektroarbeiten geplant, was zum 
Mehraufwand von 61'000 Franken führt. 
 
In der Schuleinheit Kirchbühl Süd sind zusätzliche Aufwendungen im Umfang von 
28'000 Franken für den Ersatz des Industriegeschirrspülers und der Kehrsaugmaschine ein-
berechnet. Unter Dienstleistungen Dritter sind 24'000 Franken für Einführung einer Compu-
ter-Aided Facility Management (CAFM)-Software als Pilotprojekt vorgesehen. 
 
Die Ver- und Entsorgungskosten sowie die Kosten des Betriebs- und Verbrauchsmaterials 
fallen aufgrund gestiegener Preise bei den Schulliegenschaften etwas höher als im Vorjahr 
aus. Infolge Investitionen sind um 91'400 Franken höhere Plan-Abschreibungen von Hoch-
bauten budgetiert.  
 
 
Erfolgsrechnung, Bereich 3, Hochbau und Liegenschaften 
 

Budget 2025 Budget 2023 Abweichung in %

 3  Hochbau und Liegenschaften 4'941'700 4'680'000 261'700 6%  
 
 
Liegenschaften des Finanzvermögens (30) 
 
Für die Liegenschaften des Finanzvermögens wird ein Nettoaufwand von 631'600 Franken 
budgetiert, 193'500 Franken weniger als im Vorjahr. Der Hauptgrund dafür sind im Allgemei-
nen tiefere Aufwendungen für Unterhaltsarbeiten und gleichzeitig steigende Einnahmen aus 
Mietzinsen. Für den baulichen Unterhalt an Gebäuden sind insgesamt 102'000 Franken vor-
gesehen, es sind 90'000 Franken weniger als im Vorjahr. Der Grund dafür ist im Wesentli-
chen der Wegfall von einmaligen Instandhaltungsarbeiten im Frohberg (Schopf und Spiel-
platz), an der Felsenburgstrasse 1 (Ersatz Heizung) und an der Seestrasse 91 (Ersatz Hei-
zung). Zusätzliche Aufwendungen im Umfang von rund 49'000 Franken sind auf die Elektro-
installationsarbeiten (Ersatz Hauptverteilung) an der Goethestrasse 12/14 (Restaurant Alte 
Krone) zurückzuführen. Auch an der Seestrasse 23 (Spitex) sind Instandhaltungsarbeiten 
des Kellers mit 20'000 Franken ins Budget 2025 eingestellt.  
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Die budgetierten Erträge aus Mietzinsen, Baurechtszinsen und Rückerstattungen steigen 
von 1'347'200 Franken auf 1'600'600 Franken im Jahr 2025 und führen somit zu einem 
Mehrertrag von 253'400 Franken. Rund 124'000 Franken Einnahmen aus Mietzinsen sind 
neu bei den Liegenschaften an der Goethestrasse 2 und 4 budgetiert. Die beiden Liegen-
schaften werden umfassend saniert, es wird mit einer Neuvermietung nach der erfolgten Ge-
samtsanierung gerechnet. Einnahmen aus der Vermietung im Frohberg steigen im Vergleich 
zum Vorjahr um 100'000 Franken. Nach Sanierung dieser Liegenschaft wird von einer höhe-
ren Grundmiete ausgegangen. 
 
Verwaltungsliegenschaften (33) 
 
Der budgetierte Nettoaufwand der Verwaltungsliegenschaften beträgt im Budget 2025 insge-
samt 2'911'500 Franken, es sind 298'200 Franken mehr als im Vorjahr. Für den Unterhalt an 
Grundstücken und Gebäuden sind insgesamt 1’293'500 Franken vorgesehen, es fallen 
Mehrkosten von 377'200 Franken im Vergleich zum Budget 2024 an.  
 
Die Politische Gemeinde ist seit 1. Januar 2024 Eigentümerin der Sport- und Mehrzweck-
halle Frohberg «Halle für Alle». Vorgängig war die Halle fast 25 Jahre im Besitz der Stiftung 
«Sport- und Mehrzweckhalle Frohberg, Stäfa». Im Jahr 2023 beschloss der Stiftungsrat, die 
Stiftung zu liquidieren und auf diesem Weg die verbleibenden Vermögenswerte zweckgebun-
den auf die Gemeinde Stäfa zu übertragen. Teil dieser Übertragung ist der Heimfall der 
«Halle für Alle» an die Gemeinde Stäfa als Baurechtsgeberin. Die Gemeinde übernimmt alle 
Aktiven und Passiven der Stiftung mit dem Ziel, den Stiftungszweck weiter zu verfolgen. Um 
die anfallenden Kosten und Erträge separat auszuweisen, wurde eine neue Kostenstelle 356 
Sport- und Mehrzweckhalle «Halle für Alle» eröffnet. Die Gemeinde ist ab dem 1. Januar 
2024 zuständig für den Unterhalt und für die Erneuerungsarbeiten der Halle. Infolge Konsoli-
dierung der Halle in der Gemeinderechnung entsteht in der neuen Kostenstelle Sport- und 
Mehrzweckhalle Frohberg «Halle für Alle» im Budget 2025 ein Nettoaufwand von 
196'400 Franken. 
 
Im Alterszentrum Lanzeln sind Mehrkosten von 25'000 Franken für den Unterhalt des Ge-
bäudes budgetiert.  
 
Im Gemeindehaus führen diverse Instandhaltungsarbeiten zu Mehrkosten von 84'000 Fran-
ken (Treppenhausbeleuchtung, Fassadenreinigung, Ersatz Abwasserpumpe und Leitung, 
Abdichtung Fassadensockel, Aufdopplung Absturzsicherung und diverse Malerarbeiten). 
 
Im Werkhof und im Jugendzentrum ist im Jahr 2025 ein Beleuchtungsersatz für je 35’000 
Franken geplant.  
 
Im Eltern-Kind-Zentrum (ELKI) wird aus Sicherheitsgründen der Spielplatz für rund 49'000 
Franken erneuert. 
 
Auf der Schiessanlage Wanne ist im Jahr 2025 die Sanierung der gesamten Scheibenabde-
ckung am 300m Stand für rund 50'000 Franken budgetiert. 
 
Die Unterhaltsreinigung für die Toilettenanlagen im Schiffswartehaus ist mit 25'000 Franken 
neu im Sachkonto 3144.00 «Unterhalt Hochbauten, Gebäude» budgetiert. 
 
Für das Jahr 2025 sind 621'800 Franken an Mietzinseinnahmen budgetiert, es sind 
94'200 Franken mehr als im Vorjahr. Der Hauptgrund dafür sind die Mietzinserträge von 
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60'000 Franken der Liegenschaft an der Goethestrasse 6, welche nach der erfolgten Sanie-
rung im Jahr 2024 voraussichtlich ab Februar 2025 an die Schulverwaltung vermietet wird. 
Die im Jahr 2024 durch die Gemeinde übernommene Liegenschaft Sport- und Mehrzweck-
halle «Halle für Alle» ist dem Handball Club Gelb Schwarz Stäfa zur Hauptnutzung überge-
ben. Aus dieser Liegenschaft werden Mieteinnahmen von 35'000 Franken erwartet.  
 
 
Arten- und Landschaftsschutz (370) 
 
Gegenüber dem Budget 2024 weist der Bereich Arten- und Landschaftsschutz im Budget 
2025 einen um 4'900 Franken tieferen Aufwand auf. Einmalige Aufwendungen des Vorjahres 
in Zusammenhang mit der Erfolgskontrolle von Blumenwiesen-Ansaaten des Naturnetzes 
Pfannenstil sowie mit der Erarbeitung eines kommunalen Inventars der Gebäudebrüter (Auf-
trag gemäss Natur- und Heimatschutzgesetz) fallen weg. 
 
 
Baupolizei (390) 
 
Gestützt auf die Gebührenverordnung vom 4. Dezember 2017 ist der aktuelle Gebührentarif 
seit 1. Januar 2018 in Kraft. Die darauf basierenden Gebühren können lediglich als pau-
schale Gebühr (abhängig von der Bausumme), nicht aber im Umfang der effektiv entstande-
nen Aufwendungen weiterverrechnet werden.  
 
Im Jahr 2025 ist geplant, dass die neue Bau- und Zonenordnung in Rechtskraft erwächst 
(voraussichtlich Mitte Jahr). Es ist davon auszugehen, dass gewisse Bauprojekte auf die 
neue Bau- und Zonenordnung warten. Daher ist im Jahr 2025 mit einer abnehmenden An-
zahl an Baugesuchen und tieferen Einnahmen aus Baubewilligungsgebühren zu rechnen. Im 
Vergleich zum Vorjahr steigt der Nettoaufwand bei der Baupolizei um 90'100 Franken.  
 
 
Erfolgsrechnung, Bereich 4, Tiefbau 
 

Budget 2025 Budget 2024 Abweichung in %

 4  Tiefbau 5'150'100 4'924'000 226'100 5%
 

 
 
Gemeindestrassen (401) 
 
Im Bereich Gemeindestrassen steigt der Nettoaufwand von 2'129'500 Franken auf 
2'325'700 Franken und fällt somit um 196'200 Franken höher als im Budget 2024 aus. Auf-
grund Investitionen steigen die Plan-Abschreibungen um 90'000 Franken. Im Budget sind zu-
sätzliche 25'000 Franken für die Behebung von Sachbeschädigungen eingestellt. Der stei-
gende Vandalismus und die Sachbeschädigungen erfordern eine transparente Aufführung 
der Kosten. Auf der Ertragsseite werden 20'000 Franken tiefere interne Verrechnungen von 
Dienstleistungen ausgewiesen. 
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Freizeitanlagen (402) 
 
Im Bereich der Freizeitanlagen bleibt der Nettoaufwand insgesamt fast unverändert im Ver-
gleich zum Vorjahr. Im Budget sind zusätzliche 25'000 Franken für die Behebung von Sach-
beschädigungen eingestellt. Der steigende Vandalismus und die Sachbeschädigungen erfor-
dern eine transparente Aufführung der Kosten. Der Aufwand für interne Verrechnung von 
Dienstleistungen ist um 25'000 Franken tiefer als im Jahr 2024. 
 
Im Bereich Privatstrassen (403) und Wasserversorgung allgemein (404) gibt es keine Verän-
derungen gegenüber dem Budget 2024. 
 
 
Öffentliche Verkehrsinfrastruktur (411) 
 
Der Bereich öffentliche Verkehrsinfrastruktur verzeichnet Mehrkosten von 53'200 Franken im 
Vergleich zum Budget 2024. Honorare für externe Beratungen, Gutachten und Fachexperti-
sen sind aufgrund der Planung für das Gesamtkonzept von Buslinien 10'000 Franken höher 
als im Vorjahr budgetiert. Für den Unterhalt von Bushaltestellen und deren Mobiliar sind 
21'000 Franken weniger ins Budget 2025 eingestellt. 
 
Gemäss dem Gesetz über den öffentlichen Personenverkehr beteiligen sich die Zürcher Ge-
meinden mit 35 % an der Einlage des Kantons Zürich in den Bahninfrastrukturfonds des 
Bundes. Die Beiträge der Gemeinden richten sich nach deren Einwohnerzahl. Die Beteili-
gung der Gemeinde Stäfa an der Einlage des Kantons Zürich in den Bahninfrastrukturfonds 
des Bundes fällt für das Jahr 2025 um 14'400 Franken höher aus.  
 
 
Regional- und Agglomerationsverkehr (418) 
 
Die Kostenunterdeckung des Zürcher Verkehrsverbundes (ZVV) für das Jahr 2025 beläuft 
sich auf 413,4 Mio. Franken. Daraus resultieren Beiträge von Kanton und Gemeinden von je 
206,7 Mio. Franken. Unter Berücksichtigung der Ausgleichszahlungen 2023 betragen die 
Akontobeiträge 2024 der Gemeinden 186,5 Mio. Franken. Der provisorische Akontobeitrag 
der Gemeinde Stäfa beträgt rund 1'100'000 Franken und fällt somit 55'600 Franken tiefer als 
im Vorjahr aus.  
 
 
Gebührenfinanzierter Bereich Abwasserbeseitigung (45) 
 
Die Gemeinde Stäfa betreibt derzeit zwei Abwasserreinigungsanlagen, eine in Stäfa und 
eine in Ürikon. Die Einleitbewilligungen dieser Anlagen laufen im Jahr 2028 (ARA Ürikon) 
respektive im Jahr 2031 (ARA Stäfa) aus. Aus diesem Grund hat die Gemeinde das Ingeni-
eurbüro Hunziker Betatech AG mit einer Machbarkeitsstudie zur zukünftigen Abwasserent-
sorgung beauftragt. Die Ergebnisse der Studie wurden im technischen Bericht vom 28. No-
vember 2023 dokumentiert. Der aktuelle Planungsstand sieht vor, dass zukünftig nur noch 
eine ARA betrieben werden soll. Die neue ARA soll so dimensioniert sein, dass sie auf eine 
Bevölkerungszahl zwischen 17'200 und 20'400 Einwohner im Jahr 2050 ausgelegt ist. 
 
Gemäss der aktuell gültigen Verordnung über die Abwasserbeseitigung wird für die Deckung 
der Betriebs- und Unterhaltskosten für die Abwasserreinigungsanlagen, deren Nebenanla-
gen und das öffentliche Kanalisationsnetz, eine Klärgebühr erhoben. Die Klärgebühr wird 
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jährlich durch den Gemeinderat festgelegt. Die Klärgebühr wurde gegenüber dem Vorjahr 
nicht angepasst und beträgt weiterhin 3,15 Franken pro Kubikmeter Wasserbezug (exkl. 
MWST). Ab dem 1. Januar 2024 wurde auf die Erhebung einer monatlichen Grundgebühr 
(pro Zähler) verzichtet. 
 
Der gebührenfinanzierte Bereich Abwasserbeseitigung budgetiert im Jahr 2025 einen Auf-
wandüberschuss von 1'035'400 Franken (Entnahme aus Spezialfinanzierung des Eigenkapi-
tals). In den vergangenen Jahren konnten in der Jahresrechnung der Gemeinde Stäfa, mit 
Ausnahme des Rechnungsjahres 2021, jeweils positive Ergebnisse für die Spezialfinanzie-
rung Abwasserbeseitigung ausgewiesen werden. Die Spezialfinanzierung Abwasserbeseiti-
gung weist per 31. Dezember 2023 einen positiven Saldo (Eigenkapital) in Höhe von rund 
4,5 Mio. Franken aus und ist somit aktuell solide finanziert. 
 
Der Finanzplan des Bereichs Abwasser geht von steigenden Kosten im Bereich Personal-, 
Sach- und Betriebsaufwand aus, die hauptsächlich Aufwendungen für den Unterhalt der An-
lagen, für Entsorgung sowie für Betriebs- und Verbrauchsmaterial umfassen. Entschädigun-
gen an Gemeinden und Zweckverbände enthalten Entschädigungen an die Stadt Zürich für 
die Behandlung bzw. Entsorgung des Klärschlamms. Die Kosten für die Behandlung bzw. 
Entsorgung des Klärschlamms steigen im Budget 2025 um 105'000 Franken im Vergleich 
zum Vorjahr. Der Grund dafür ist, dass der Anlieferungsvertrag mit der Stadt Zürich (Entsor-
gung + Recycling Zürich) alle drei Jahre verlängert werden muss und die Anlieferungspreise 
bei der diesjährigen Vertragserneuerung höher angesetzt wurden. 
 
Für die Auswechslung von Ritark-Messungen (Abwassermonitoring) wurden einmalige Auf-
wendungen von 45'000 Franken budgetiert. In der Kläranlage Stäfa ist die Konfiguration der 
Messungs-Software notwendig, was im Jahr 2025 zu Mehrkosten von 40'000 Franken führt. 
 
Ab dem Jahr 2025 wird mit rund 100'000 Franken höheren Abschreibungen gerechnet, was 
auf abgeschlossene Investitionsprojekte der Kläranlage Stäfa zurückzuführen ist.  
 
Der Finanzplan des Bereichs Abwasser zeigt, dass für die Jahre 2025 und 2026 noch keine 
Gebührenanpassung notwendig sein wird, da aufgrund der im Vorjahr erzielten Gewinne 
noch genügend Substanz vorhanden ist und somit auch Verluste hingenommen werden kön-
nen. 
 
 
Schifffahrt, Übriges (485) 
 

Im Bereich Schifffahrt, Übriges sinkt der Nettoaufwand um 22'300 Franken im Vergleich zum 

Budget 2024. Es sind weniger Unterhaltsarbeiten an Tiefbauten geplant.  
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Erfolgsrechnung, Bereich 5, Sicherheit 
 

Budget 2025 Budget 2024 Abweichung in %

 5  Sicherheit 2'133'800 1'900'000 233'800 12%  
 
 
Polizei (501) 
 
Der Bereich Polizei verzeichnet im Budget 2025 einen Mehraufwand von 50‘500 Franken im 
Vergleich zum Vorjahr. Bei den Dienstleistungen Dritter wurden 48‘000 Franken für zusätzli-
che Kontrollen durch den Sicherheitsdienst (Sunne-Platz) budgetiert.  
 
 
Hundesteuern (504) 
 
Die voraussichtlichen Einnahmen aus Hundesteuern bleiben auf dem Vorjahresniveau, da 
sich die Zahl der Hunde nicht wesentlich geändert hat.  
 
 
Parkplatzbewirtschaftung (506) 
 
Bis anhin wurden die Gebühren aus Parkuhren, die Parkplatzgebühren und die Nachtparkge-
bühren im Konto 4472.10 Parkplatzgebühren, Parkuhren verbucht. Gemäss Orientierungs-
schreiben des Gemeindeamts 2024 ist die Praxisänderung zu berücksichtigen und die aufge-
zählten Gebühren werden der Sachgruppe 4240 «Benützungsgebühren und Dienstleistun-
gen» zugewiesen. Im Bereich Parkplatzbewirtschaftung wurde das Konto 4240.02 «Park-
platzgebühren, Parkuhren» eröffnet und 170'000 Franken Einnahmen für das Jahr 2025 bud-
getiert.  
 
 
Feuerwehr (540) 
 
Das Budget des Bereichs Feuerwehr weist im Jahr 2025 einen Nettoaufwand von 
1'009'900 Franken aus und verzeichnet eine Aufwandszunahme von 182'400 Franken im 
Vergleich zum Vorjahr. Der Hauptgrund dafür ist die Bewilligung einer neuen Stabsoffizier-
stelle bei der Feuerwehr. Für die Aus- und Weiterbildung der Feuerwehrangehörigen sind zu-
sätzlich 18'000 Franken für Holzerkurse und Fahrprüfungen budgetiert.  
 
 
Zivilschutz (580) 
 
Im Bereich Zivilschutz steigen im Budget 2025 die Kosten um 15'000 Franken für die Kon-
trolle der Schutzraumbauten. Diese werden in einem bestimmten Turnus vorgenommen und 
daher von Jahr zu Jahr variieren können. 
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Erfolgsrechnung, Bereich 6, Kind, Jugend, Familie 
 

Budget 2025 Budget 2024 Abweichung in %

 6  Kind, Jugend, Familie 4'942'500 4'585'000 357'500 8%  
 
 
Vormundschaftswesen (600) 
 
Der Zweckverband Kindes- und Erwachsenenschutz Bezirk Meilen ist zuständig für: 

• die Führung einer Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB), die alle Auf-
gaben des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts erfüllt, die den Verbandsgemein-
den nach übergeordnetem Recht zukommen 

• die Führung von Massnahmen des Erwachsenenschutzrechtes, die von den 
Behörden der Verbandsgemeinden im Sinne des übergeordneten Rechts sicher-
zustellen sind (Fachstelle Erwachsenenschutz Bezirk Meilen, FES) 

 
Die Kosten gemäss dem Budget 2025 des Zweckverbandes Kindes- und Erwachsenen-
schutz Bezirk Meilen steigen um 77'000 Franken im Vergleich zum Vorjahr. Diese werden 
einerseits nach Anzahl Einwohnerinnen und Einwohner und andererseits aufgrund der Fall-
zahlen berechnet.  
 
Am 17. Juni 2024 bewilligte die Gemeindeversammlung einen Kredit von 300'000 Franken 
für die Aufarbeitung, Dokumentation und Vermittlung der in Stäfa angeordneten und durch-
geführten fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und Fremdplatzierungen im Zeitraum 1925 
bis 1981. Für das Jahr 2025 wurden 180'000 Franken ins Budget eingestellt, damit ein ver-
tieftes Forschungsprojekt mit dem Fokus auf die Gemeinde Stäfa und hiesige Einrichtungen 
durchgeführt und ein Konzept für die Vermittlung der Erkenntnisse erarbeitet werden kann. 
 
 
Alimentenbevorschussung und -inkasso (611) 
 
Diese im Bereich Alimentenbevorschussung und -inkasso nicht beeinflussbaren Kosten sind 
von diversen externen Faktoren abhängig. Aufgrund der Rechnungsergebnisse der letzten 
zwei Jahre und der Hochrechnung des laufenden Jahres wird für das Budget 2025 mit einem 
Nettoaufwand von 189'500 Franken gerechnet. Das sind 10'000 Franken weniger als im 
Budget 2024. 
 
 
Jugendschutz (613) 
 
Die Kosten im Bereich Jugendschutz werden 18'300 Franken (-0,67 %) tiefer budgetiert. Ab 
dem Jahr 2024 werden die Reinigungsarbeiten des Jugendzentrums (OKJA) durch eine ex-
terne Firma vorgenommen. Ab dem Budget 2025 werden die Ausgaben für Lebensmittelein-
kauf separat ausgewiesen (nicht mehr im Betriebs- und Verbrauchsmaterial enthalten). 
 
Die Gemeinden beteiligen sich gemäss Kinder- und Jugendschutzgesetz an den Nettokosten 
der Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe. Der Beitragssatz von 40 % wird einwohnerpro-
portional auf die Gemeinden des jeweiligen Einzugsgebiets umgelegt. Die Kosten des Ju-
gendhilferegions der Bezirke Hinwil, Meilen, Pfäffikon und Uster belaufen sich für die Ge-
meinde Stäfa auf rund 323'400 Franken für die Kinder- und Jugendhilfe und auf rund 
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111'000 Franken für sonderpädagogische Massnahmen. Gegenüber dem Budget 2024 re-
sultiert gemäss Amt für Jugend und Berufsberatung ein Kostenzuwachs aufgrund folgender 
Faktoren: 
 

- Teuerungsentwicklung 
- Kantonale Mitfinanzierung der Beistandschaften von unbegleiteten, minderjährigen 

Asylsuchenden 
- Zunahme der sonderpädagogischen Massnahmen im Frühbereich. 

 
Die Kosten für die Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung werden ab dem Budget 2025 un-
ter Kostenstelle Kind, Jugend, Familie Übriges (619) ausgewiesen. 
 
 
Jugendförderung (614) 
 
Die Kosten im Bereich Jugendförderung werden 6'700 Franken (-2,4 %) tiefer budgetiert. Die 
Ausgaben des Rechnungsjahres 2023 und die bereits vorliegenden Anträge des laufenden 
Kalenderjahres lassen auf leicht tiefere Kosten schliessen. 
 
 
Eltern-Kind-Zentrum (615) 
 
Im Bereich Eltern-Kind-Zentrum bewegen sich die Kosten insgesamt im Rahmen des Vorjah-
resbudgets. Lediglich bei den Dienstleistungen Dritter werden 12'000 Franken mehr budge-
tiert, da die Reinigung der Räumlichkeiten ab dem Jahr 2024 an eine externe Firma übertra-
gen wurde. 
 
 
Kindertagesstätten und Kinderhorte (616) 
 
Die Budget 2025 im Bereich Kindertagesstätten und Kinderhorte verzeichnen einen Auf-
wandsanstieg von 30'000 Franken (+8,2 %). Die Subventionen an familienergänzende Be-
treuungsplätze werden ab dem Jahr 2025 nach einer Erneuerung der Leistungsvereinbarung 
und einer voraussichtlichen Taxanpassung höher ausfallen.  
 
 
Kind, Jugend, Familie Übriges (619) 
 
Die Gemeinden beteiligen sich gemäss Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Be-
rufsbildung an den Nettokosten der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung. Der Beitrags-
satz von 40 % wird einwohnerproportional auf die Gemeinden des jeweiligen Einzugsgebiets 
umgelegt. Bei der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung ist der ganze Kanton (mit Aus-
nahme der Stadt Zürich) das massgebende Einzugsgebiet; die Umlage auf die Gemeinden 
erfolgt proportional zur Altersgruppe der 15- bis und mit 29-Jährigen. Für das Jahr 2025 
rechnet das Amt für Jugend und Berufsberatung mit Kosten von 100'400 Franken für die Ge-
meinde Stäfa. Im Budget 2024 wurden diese Aufwendungen unter Kostenstelle 613 Jugend-
schutz ausgewiesen. 
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Erfolgsrechnung, Bereich 7, Gesundheit 
 

Budget 2025 Budget 2024 Abweichung in %

 7  Gesundheit 8'938'400 7'996'000 942'400 12%  
 
 
Gesundheitswesen, Übriges (701) 
 
Der Aufwand des Bereichs Gesundheitswesen, Übriges fällt im Vergleich zum Vorjahr 
4'300 Franken tiefer auf. Der Grund dafür sind einmalige Begleitmassnahmen der Koordinati-
onsstelle, welche im Budget 2024 eingestellt wurden und im Jahr 2025 wegfallen. 
 
 
Pflegefinanzierung Kranken-, Alters- und Pflegeheime (710) 
 
Die Kosten für die stationäre Pflege sind bedarfsgesteuert exogen sowie durch übergeordne-
tes Recht gegeben und könnte nur durch einen Ausbau der übrigen Pflegeangebote wie Spi-
tex, Alterswohnungen mit Service etc. beeinflusst werden. Die zunehmend älter werdende 
Bevölkerung und die steigenden Gesundheitskosten führen daher zu einem Anstieg von rund 
795'000 Franken. Der starke Anstieg im Budget 2025 ergibt sich aus der Hochrechnung 
2024 und auch daher, dass im Budget 2023 und 2024 mit zu tiefen Ausgaben gerechnet 
wurde. 
 
 
Pflegefinanzierung ambulante Krankenpflege Spitex (711) 
 
Der Aufwand der ambulanten Pflege steigt im Vergleich zum Budget des Vorjahres um 
221'000 Franken. Beiträge sind abhängig von der Nachfrage bzw. dem Bedarf an Unterstüt-
zungsleistungen der Bevölkerung, zudem besteht freie Wahl der Spitexorganisation. Die 
grosse Kostensteigerung im Budget 2025 hängt auch mit einem zu tiefen Budget 2024 zu-
sammen. 
 
 
Seebad Lattenberg (725) und Seebad Länder (726) 
 
Das Seebad Lattenberg und das Seebad Länder weisen im Budget 2025 einen Nettoauf-
wand von 573'400 Franken aus, es sind 89'900 Franken weniger als im Vorjahresbudget. 
 
In beiden Bädern wurden im Jahr 2024 neue bargeldlose Kassenautomaten angeschafft, 
welche im Budget 2024 einen zusätzlichen Aufwand generierten und im Budget 2025 wegfal-
len. Ebenso konnte ein grosser Teil des Renovationsbedarfs der Bäder erledigt werden (Kü-
che und Dusche im Seebad Länder, Rasen-Bewässerung im Seebad Lattenberg), wodurch 
der Finanzbedarf für den Unterhalt von Hoch- und Tiefbauten im Budget 2025 wesentlich tie-
fer ist. Andererseits ist im Jahr 2025 im Seebad Lattenberg eine Sanierung des Daches und 
der Fassade des alten Garderobengebäudes notwendig, was zu Kosten von rund 
53'000 Franken führt.  
 
Der Kiosk im Seebad Länder wurde verpachtet. Die Ausgaben für den Lebensmitteleinkauf 
wie auch Einnahmen aus Verkäufen fallen weg. Neu werden daher im Seebad Länder Pacht-
zinseinnahmen über 4'000 Franken ausgewiesen. 
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Gebührenfinanzierter Bereich Abfallwirtschaft (75) 
 
Die gesamte Rechnung des gebührenfinanzierten Bereiches Abfallwirtschaft budgetiert im 
Jahr 2025 einen Ertragsüberschuss von 73'700 Franken (Einlage in Spezialfinanzierung des 
Eigenkapitals). Per 31. Dezember 2023 beträgt das Eigenkapital der Abfallwirtschaft 
121'169.44 Franken. Im Budget 2025 wird mit leicht steigenden Gebühreneinnahmen ge-
rechnet. Der gebührenfinanzierte Bereich Abfallwirtschaft ist aus heutiger Sicht mittelfristig 
ausgeglichen. Für das Jahr 2025 sind keine Gebührenerhöhungen vorgesehen. 
 
 
Schulgesundheitsdienst (760) 
 
Die steigende Schülerzahl führt zu leichten höheren Kosten für privatärztliche Tätigkeit von 
3'300 Franken. Die restlichen Kosten bewegen sich im Rahmen des Vorjahresbudgets. 
 
 
 
Friedhof und Bestattung (780) 
 
Der Nettoaufwand im Bereich Friedhof und Bestattung steigt um 17'200 Franken im Ver-
gleich zum Budget 2024. Für tot geborene Kinder und verstorbene Kleinkinder soll eine Ge-
denkstätte als Alternative zum aufwändigen Kindergrab gestaltet werden. Die geteerten 
Fusswege rund um das Gemeinschaftsgrab weisen Risse und Stolperfallen in Form von Ver-
werfungen auf. Weitere Abschnitte müssen neu geteert werden; zudem braucht es eine zeit-
gemässe Signaletik, um die Besucher bei Beisetzungen zu unterstützen. 
 
 
 
Erfolgsrechnung, Bereich 8, Fürsorge 
 

Budget 2025 Budget 2024 Abweichung in %

 8  Fürsorge 6'985'900 7'902'000 -916'100 -12%  
 
 
Fürsorge, Übriges (801) 
 
Der Bereich Fürsorge, Übriges weist für das Budgetjahr 2025 eine Nettoaufwandszunahme 
von 97'000 Franken im Vergleich zum Vorjahr auf. Der Mehraufwand ist grösstenteils auf die 
Kostenzunahme bei den verbindlich verfügbaren Angeboten zur Integration (IAZH) zurückzu-
führen, hier betragen die Mehrkosten 92'900 Franken. Diese Kosten werden teilweise über 
den Kanton refinanziert. Die verstärkte Verschiebung von Geflüchteten (Asyl) in die Sozial-
hilfe bewirkt eine Erhöhung der über IAZH abrechenbaren Auslagen in der Sozialhilfe. 
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Alterszentrum Lanzeln (821) 
 
Laut Unternehmensstrategie des Alterszentrums Lanzeln muss die Betriebsrechnung alle va-
riablen sowie fixen Betriebskosten für Betrieb, Unterhalt und Erneuerung unter Einschluss 
der Verzinsung und Amortisation der Gebäudeinvestitionen vollständig über die Erlöse de-
cken. Der Kostendeckungsgrad ist über einen Zeitraum von 4 Jahren nachzuweisen. Für die 
Berechnung des Budgets 2025 wurde eine durchschnittliche Bettenbelegung von 97 % ange-
nommen. 
 
Personalaufwand 
Das Budget 2025 weist einen Mehraufwand bei den Personalkosten von 849'000 Franken 
gegenüber 2024 aus. Darin enthalten sind 386'000 Franken (3 %) für Teuerung und individu-
elle Lohnanpassungen gemäss Vorgabe der Gemeinde Stäfa und 158'000 Franken für Stel-
lenerweiterungen in den Bereichen Küche und Pflege Bildung. Infolge der Erhöhung der 
Lohnsumme steigt auch der Sozialversicherungsaufwand um 151'300 Franken an. 
 
Sach- und übriger Betriebsaufwand 
Der budgetierte Sachaufwand gemäss Kostenrechnung des Alterszentrums liegt mit 
3’454'300 Franken (ohne Abschreibungen) insgesamt 523'800 Franken (18 %) über dem 
Vorjahr. In diesem Mehraufwand enthalten sind 326'000 Franken für notwendige Ersatzbe-
schaffungen und Prozessoptimierungen, insbesondere in den Bereichen Pflege, Hotellerie 
und Informatik. 
 
Betriebsertrag 
Im Pensionsertrag von 8,7 Mio. Franken ist eine Erhöhung der Pensionstaxe um 10 Franken 
pro Tag enthalten. Die Notwendigkeit für die Erhöhung wurde mit der Vollkostenrechnung 
2023 ausgewiesen. Zudem wird bei der Erhöhung die Verabschiedung der Aktualisierungen 
der Unternehmensstrategie durch den Gemeinderat mit Beschluss vom 24. Juni 2024 be-
rücksichtigt. Die Unterdeckung auf dem Kostenträger Pension betrug in der Vollkostenrech-
nung 2023 26,19 Franken pro Tag. Unter Ausschluss der kalkulatorischen Zinsen reduziert 
sich diese Unterdeckung auf 12,21 Franken pro Tag. 
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Auswertung Kostenrechnung 2023 inkl. kalkulatorische Zinsen 

 
 
  

 CHF           1.7618 

Kennzahlen Kostenträger Langzeitpflege

Total Tage Nettokosten II Anlagenutzung Total Kosten Total Erlös
Unter (+) / 

Überdeckung (-)

Unter (+) / 

Überdeckung (-) in 

% vom Aufwand

KVG-Pflege 44'861 6'976'683CHF       259'698CHF         7'236'380CHF       -6'836'809CHF      399'572CHF             5.52% 

Betreuung 45'910 1'787'987CHF       83'055CHF           1'871'042CHF       -1'650'188CHF      220'854CHF             11.80% 

Pension 46'342 6'742'263CHF       1'876'570CHF       8'618'833CHF       -7'405'309CHF      1'213'524CHF           14.08% 

Abwesenheiten (nur 

Pensionstaxe 

verrechnet)

432 bei Pension inklusive

Stufe 0 1'049 bei Pension und Betreuung inklusive

Pro Tag Tage Nettokosten II Anlagenutzung Total Kosten Total Erlös
Unter (+) / 

Überdeckung (-)

Unter (+) / 

Überdeckung (-) in 

% vom Aufwand

Pension 46'342 145.49CHF           40.49CHF            185.98CHF           -159.80CHF          26.19CHF                14.08% 

Betreuung 45'910 38.95CHF            1.81CHF              40.75CHF            -35.94CHF           4.81CHF                  11.80% 

Total 184.43CHF           42.30CHF            226.74CHF           -195.74CHF          31.00CHF                13.67% 

KVG-Pflege Tage Minuten Ø Minuten pro Tag Kosten pro Tag Erlös pro Tag
Unter (+) / 

Überdeckung (-)

Unter (+) / 

Überdeckung (-) in 

% vom Aufwand

Stufe 1
4'108 59'791 14.55  CHF           25.64 -17.45CHF           8.19CHF                  31.95% 

Stufe 2
4'717 143'537 30.43  CHF           53.61 -50.80CHF           2.81CHF                  5.24% 

Stufe 3
4'928 247'849 50.29  CHF           88.61 -84.10CHF           4.51CHF                  5.09% 

Stufe 4
6'104 431'672 70.72  CHF          124.59 -117.40CHF          7.19CHF                  5.77% 

Stufe 5
6'520 580'978 89.11  CHF          156.99 -150.65CHF          6.34CHF                  4.04% 

Stufe 6
4'153 456'899 110.02  CHF          193.83 -183.95CHF          9.88CHF                  5.10% 

Stufe 7
5'095 648'158 127.21  CHF          224.13 -217.25CHF          6.88CHF                  3.07% 

Stufe 8
4'479 684'354 152.79  CHF          269.19 -250.55CHF          18.64CHF                6.92% 

Stufe 9
3'053 519'049 170.01  CHF          299.53 -283.85CHF          15.68CHF                5.23% 

Stufe 10
1'197 222'535 185.91  CHF          327.54 -317.15CHF          10.39CHF                3.17% 

Stufe 11
205 42'015 204.95  CHF          361.08 -350.45CHF          10.63CHF                2.95% 

Stufe 12
302 70'523 233.52  CHF          411.42 -383.75CHF          27.67CHF                6.72% 

Total Durchschnitt 44'861 4'107'360  CHF          161.31 -152.40CHF          8.91CHF                  5.52% 

KVG-Pflegekosten pro MinuteAuswertung Kostenträger

Langzeitpflege 2023

Alterszentrum Lanzeln 8712 Stäfa
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Pflegetaxen 
Bei den Pflegetaxen wird erwartet, dass infolge Pflegeprozessoptimierungen eine Steigerung 
der Pflegeminuten auf durchschnittlich Besa Stufe 6 erfolgt, was rund 4'900'000 Pflegeminu-
ten pro Jahr entspricht und einen Mehrertrag von 1,8 Mio. Franken in Aussicht stellt. 
 
Benchmark Tarife vergleichbare Institutionen Bezirk Meilen 
Ein im Jahr 2024 durchgeführter regionaler Vergleich der Tarifstrukturen mit den Einrichtun-
gen Gesundheitsnetz Küsnacht AG und Alterszentrum Platten Meilen zeigt, dass die Pensi-
onstarife 2024 im Alterszentrum Lanzeln durchschnittlich 16 Franken tiefer liegen. Es ist da-
von auszugehen, dass die Pensionstarife in Küsnacht und Meilen mit der Budgetierung 2025 
ebenfalls erhöht werden. 
 
Betriebsergebnis 
Auf Basis der kalkulierten Auslastung von 97 % sowie einer Taxerhöhung von 10 Franken 
pro Pensionstag resultiert ein Betriebsverlust von 549'000 Franken. Für den Vergleich mit 
dem Budget 2024 mit einem Betriebsverlust von 1'752'800 Franken ist zu erwähnen, dass 
darin die per 1. Januar 2024 budgetierte Pensionstaxerhöhung von 10 Franken pro Pensi-
onstag gemäss Beschluss des Gemeinderates vom 14. November 2023 auf 15 Franken pro 
Tag festgesetzt wurde. 
 
 
Alkohol- und Drogenprävention (831) 
 
Der Bereich Alkohol- und Drogenprävention weist für das Budgetjahr 2025 keine Abweichun-
gen auf. Das Budget 2025 wird gemäss gesetzlichen Vorgaben, dem Budget der Fachstelle 
Alkohol- und Suchtberatung Bezirk Meilen (ASBM) und dem Budget des Vereins Samowar 
Bezirk Meilen (Jugendberatung und Suchtprävention) erstellt.  
 
 
Prämienverbilligungen (850) 
 
Die durch die Gemeinde bezahlte Krankenkassenprämien (KVG) für die obligatorische Kran-
kenversicherung werden vom Kanton vollumfänglich zurückerstattet. Der budgetierte Über-
schuss von 1'000 Franken entsteht durch Rückerstattungen aus Verlustscheinen. Erlöse aus 
der Bewirtschaftung von Verlustscheinen für unbezahlte Krankenkassenprämien stehen der 
Gemeinde nur zur Hälfte zu. Die Hälfte des Ertrages wird zu Gunsten des Kantons verrech-
net.  
 
 
Alters- und Hinterlassenenversicherung AHV (853) 
 
Der Bereich Alters- und Hinterlassenenversicherung AHV weist für das Budgetjahr 2025 ei-
nen um 23'600 Franken tieferen Nettoaufwand aus. 
 
Im Bereich Alters- und Hinterlassenenversicherung AHV werden die AHV-Nichterwerbsbei-
träge an Sozialhilfeempfänger und die Entschädigungen für die Führung der AHV-Zweig-
stelle erfasst. Die Entschädigung für die Führung der AHV-Zweigstelle durch das Fürsorge-
sekretariat wird vom Kanton ausgerichtet. Das Budget 2025 wurde an die Jahresrechnung 
2023 angeglichen im Wissen, dass der effektive Aufwand von verschiedenen Faktoren ab-
hängig ist (Rückerstattungen bei Erbschaften, Bezug von IV-Renten oder Zusatzleistungen).  
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Ergänzungsleistungen IV (854) 
 
Die Kosten im Bereich Ergänzungsleistungen IV bewegen sich im Rahmen des Vorjahres-
budgets. Das Budget 2025 wird auf der Grundlage der Hochrechnung 2024 und der Jahres-
rechnung 2023 erstellt. Seit dem Jahr 2022 betragen die Staatsbeiträge 70 % der anrechen-
baren Nettokosten. 
 
 
Ergänzungsleistungen AHV (855) 
 
Die Kosten im Bereich Ergänzungsleistungen AHV bewegen sich im Rahmen des Vorjahres-
budgets. Das Budget 2025 wird auf der Grundlage der Hochrechnung 2024 und der Jahres-
rechnung 2023 erstellt. Die Staatsbeiträge betragen 70 % der anrechenbaren Nettokosten. 
 
 
Beihilfen / Zuschüsse (857) 
 
Die Kosten im Bereich Beihilfen / Zuschüsse bewegen sich im Rahmen des Vorjahresbud-
gets. Das Budget 2025 wird auf der Grundlage der Hochrechnung 2024 und der Jahresrech-
nung 2023 erstellt. Seit dem Jahr 2022 betragen die Staatsbeiträge 70 % der anrechenbaren 
Nettokosten. 
 
 
Gesetzliche wirtschaftliche Hilfe (858) 
 
Im Bereich gesetzliche wirtschaftliche Hilfe (858) sind die Fallzahlen über die letzten Jahre 
stabil geblieben. Ein Grund kann weiterhin die tiefe Arbeitslosigkeit und die vermehrten Ren-
tenentscheide der schweizerischen Invalidenversicherung sein. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass die Fallzahlen auch im Jahr 2025 gleichbleiben.  
Korrekturen und Anpassungen mussten bei den einzelnen Konten auf Grundlage der Hoch-
rechnung 2024 und der Jahresrechnung 2023 vorgenommen werden. 
 
 
Bereich Asylwesen (88) 
 
Die vom Staatssekretariat für Migration (SEM) ausgegebene Asylprognose zeigt, dass die 
bisher bestätigten Asylgesuche in der ersten Jahreshälfte durchschnittlich bis zu 15 % über-
troffen wurden. Der Bund geht davon aus, dass die Kantonszuweisungen im vierten Quartal 
merklich zunehmen werden. Deshalb hat die Sicherheitsdirektion des Kantons Zürich, in ih-
rem Rundschreiben vom 4. Juli 2024, die Gemeinden gebeten, diese Gegebenheiten bei der 
Planung ihrer Kapazitäten zu berücksichtigen. 
 
Das Budget 2025 wurde, gleichbleibend mit den im Budget 2024 bereits berücksichtigten 
Kontingent von 1,5 % bzw. 225 Personen auf das neue Kontingent angepasst, dass letzt-
mals per 1. Juli 2024 auf 1,6 % bzw. 240 Personen festgelegt wurde. Demzufolge steigt der 
Nettoaufwand des Bereichs Asylwesen von 1'110'500 Franken auf neu 1'323'800 Franken im 
Budget 2025 und verzeichnet eine Aufwandszunahme von 213'300 Franken. 
 
Im Budget 2025 wird mit steigenden Aufwendungen für Integrationsmassnahmen, Einrich-
tung, Betreuung, Infrastruktur und Gesundheitskosten gerechnet. 
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Nicht berücksichtigt werden können die Beiträge vom Kanton an die Integrationsagenda des 
Kantons Zürich (IAZH-Angebote) für die Schutzbedürftigen. In den letzten zwei Jahren wur-
den diese Kosten vollumfänglich zurückerstattet. Aktuell ist nicht bekannt, inwiefern diese 
Kostenübernahmen, gleich wie bei den vorläufig Aufgenommenen und Asylsuchenden, mit 
einem Kostendach entschädigt werden. 
 
Aufgrund interner Zuständigkeitsänderungen und um transparent die Unterbringungskosten 
im Asylwesen auszuweisen, wurde für den Fachbereich Asyl eine neue Kostenstelle 885 Un-
terbringung Asylwesen eröffnet. Die Vorjahreswerte wurden noch unter der Kostenstelle 888 
Asylwesen erfasst. 
 
 
Erfolgsrechnung, Bereich 9, Gemeindewerke (GWS) 
 
Als eigenwirtschaftlicher Betrieb budgetieren die Gemeindewerke (gebührenfinanzierte Be-
reiche Wasserwerk und Elektrizitätswerk) ergebnisneutral, Ertrags- bzw. Aufwandüber-
schüsse werden im Zeitpunkt des Rechnungsabschlusses auf die Ausgleichskonten übertra-
gen bzw. den Ausgleichskonten entnommen. 
 
 
Wasserwerk (921) 
 
Mit der Umstellung der Rechnungslegung auf HRM2 hat die Gemeinde Stäfa die Sachanlagen 
per 1. Januar 2019 aufgewertet. Die Spezialfinanzierung im Bereich Wasser weist in der Bilanz 
per 31. Dezember 2023 einen Saldo von 19'892'380 Franken auf. 
Der durchschnittliche jährliche Umsatz im Bereich Wasserversorgung beträgt ca. 3 Mio. Fran-

ken. Das Anlagevermögen der Wasserversorgung beträgt rund 19,3 Mio. Franken und ist so-

mit vollständig mit Eigenkapital gedeckt, was einer gesunden Finanzierung entspricht.  

 
Die Entwicklung der Spezialfinanzierung muss bei der Tarifgestaltung berücksichtig werden. 
In einem Eigenwirtschaftsbetrieb hat die Spezialfinanzierung den Charakter von Eigenkapital. 
Sie dient dazu, unvermeidliche Schwankungen aufzufangen und eine stetige Tarifentwicklung 
sicherzustellen. Besteht eine erhebliche Überdeckung, müssen die Gebühren gesenkt wer-
den, bei einer relevanten Unterdeckung müssen sie angehoben werden. Die Beurteilung stützt 
sich idealerweise auf Prognosen im Rahmen einer langfristigen Finanzplanung. 
 
Per 31. Dezember 2022 wurde der Zweckverband Seewasserwerk Männedorf aufgelöst und 
das Seewasserwerk Männedorf wird ab dem 1. Januar 2023 durch die Gemeinde Männedorf 
betrieben. Insbesondere die gestiegenen Strompreise führen zu höheren Betriebskosten und 
zu einem höheren Einkaufspreis. In Betracht der hohen Spezialfinanzierung der Wasserver-
sorgung werden die Tarife für das Jahr 2025 auf dem aktuellen Niveau belassen, womit im 
Budget 2025 ein operativer Verlust von rund 811'000 Franken resultiert.  
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Elektrizitätswerk (951 und 952) 
 
Die Tarife für die Elektrizitätsversorgung basieren auf den kommunalrechtlich von der Ge-
meindeversammlung erlassenen Verordnungen zur Elektrizitätsversorgung. 
 
Jedes Jahr legen die Verteilnetzbetreiber in ihrem Netzgebiet die Elektrizitätstarife für das 
Folgejahr fest und melden diese per Ende August der eidgenössischen Elektrizitätskommis-
sion ElCom. Der Strompreis setzt sich aus den Energiekosten, der Netznutzung und den öf-
fentlichen Abgaben zusammen.  
 
Erfreulicherweise fallen die Stromtarife nach dem massiven Anstieg der letzten Jahre erst-
mals wieder. Sowohl die Energiekosten wie auch die öffentlichen Abgaben fallen tiefer aus, 
einzig die Netzkosten verzeichnen einen geringen Anstieg. 
 
Hauptursache für die fallenden Tarife ist der Rückgang der Beschaffungskosten für elektri-
sche Energie. Auch wenn die Marktpreise für das Jahr 2025 aktuell um 10 Rp/kWh pendeln, 
liegt der Portfoliopreis der strukturierten Beschaffung bei rund 14.5 Rp/kWh. Durch den Ein-
kauf der Energie in Tranchen liess sich der Preisanstieg der letzten Jahre zwar dämpfen, da-
für sind auch die Tarife im Jahr 2025 von den massiven Beschaffungskosten der vergange-
nen Jahre betroffen. Erst für die Berechnung der Tarife 2026 fällt das Krisenjahr 2023 end-
gültig aus der Rechnung. 
 
Der geringe Anstieg der Netznutzungsgebühr um rund 1 Rp/kWh ist primär die Folge des 
Smart Meter Rollout mit intelligenten Stromzählern, der die Kostenrechnung der kommenden 
Jahre überdurchschnittlich belastet. Daneben sorgt die Energiewende für höhere Leistungs-
spitzen (Photovoltaik, Elektromobilität) und variablere Energieflüsse. Beides erfordert Investi-
tionen in den Ausbau und in die Optimierung des gemeindeeigenen Stromnetzes. 
 
Erfreulich ist der Rückgang der Abgabe für das vom Bund eingeführte Instrument der Winter-
stromreserve um 0.97 Rp/kWh und der Rückgang der Systemdienstleistung um 0.2 Rp/kWh 
zu verzeichnen. 
 
Die Kosten für die Bereitstellung thermischer Reservekraftwerke sowie für die Wasserkraftre-
serve pendeln sich ein, sie sind aber zu einem dauerhaften Faktor auf der Stromrechnung 
geworden.  
 
Nach der Umstellung auf Einheitstarife im vergangenen Jahr erfährt das Tarifsystem für das 
Tarifjahr 2025 keine Veränderung. Insbesondere sind die Auswirkungen des neuen Energie-
gesetzes auf Stufe Verordnung noch nicht klar. Für die angekündigten Anpassungen rech-
nen die Gemeindewerke Stäfa mit entsprechenden Übergangsfristen, sodass die Umsetzung 
voraussichtlich erst im Tarifjahr 2026 erfolgt. 
 
Das steigende Angebot von günstigem Solarstrom tagsüber und die Zunahme des Ver-
brauchs durch Wärmepumpen und Elektro-Ladestationen bleiben im Trend, sodass früher 
oder später eine Kombination aus netzdienlicher Steuerung von Flexibilitäten, dynamischer 
Preismodelle und Tarife mit marktwirtschaftlichen Anreizen notwendig werden.  
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Energiepreise 
Die Beschaffungspreise für Energie liegen mittlerweile deutlich unter den Höchstständen 
vom Herbst 2022, haben sich aber nicht vollständig erholt. Der Bedarf an elektrischer Ener-
gie nimmt stetig zu. Die Dekarbonisierung in der Mobilität und in der Wärmeerzeugung sor-
gen für steigende Nachfrage. Der beschleunigte Umstieg auf Elektrofahrzeuge und der Um-
stieg auf Wärmepumpen ist deutlich spürbar. 
 
Gleichzeitig erhöht sich die Instabilität der Energieproduktion durch den steigenden Anteil er-
neuerbarer Energie. Die geopolitische Situation sorgt für Unsicherheit und für höhere Preise 
an den Energiemärkten. Eine Rückkehr der langfristigen Beschaffungskosten auf das Niveau 
vor den Verwerfungen ist nicht in Sicht.  
 
Das Ergebnis ist eine Trendumkehr mit leicht sinkenden Energiepreisen für die Endverbrau-
cher im Jahr 2025. Infolge der strukturierten Beschaffung über drei Jahre tragen die neuen 
Tarife ein letztes Mal einen Anteil der Beschaffungskosten aus dem Krisenjahr 2023. Für ei-
nen Privathaushalt bedeutet dies eine Senkung der Energiepreise um rund 2 Rp/kWh, somit 
entstehen jährliche Minderkosten von rund 90 Franken. 
 
Netznutzungspreise 
Die Netztarife haben den Zweck, die laufenden Kosten des Elektrizitätswerkbetriebs der Ge-
meindewerke zu decken. Für den Anstieg der Netznutzungspreise sind verschiedene Ursa-
chen verantwortlich. Für die seit Jahren steigenden Netzkosten liegt die Ursache für einmal 
nicht beim Vorlieferanten EKZ, hier wird im Jahr 2025 sogar ein marginaler Kostenrückgang 
erwartet.  
 
Der Anstieg der Netznutzungsgebühr im Verteilnetz der Gemeinde Stäfa ist primär die Folge 
des Smart Meter Rollout mit intelligenten Stromzählern, der die Kostenrechnung der kom-
menden Jahre überdurchschnittlich belastet. Einerseits schlagen die Aufwendungen für das 
Aufsetzen des Smart Meter Systems und die Installation und Einbindung der intelligenten 
Stromzähler voll zu Buche. Andererseits sind Unterhalt und Betrieb des Systems mit einem 
personellen Aufbau in den Bereichen Messwesen und Kundendatenadministration verbun-
den.  
 
Als weiterer Faktor führen steigende Investitionen in das gemeindeeigene Verteilnetz zu hö-
heren Abschreibungen und zu einer Zunahme der laufenden Kosten im Betrieb und Unter-
halt. Schlussendlich führen im Energiegesetz beschlossenen Fördermassnahmen für erneu-
erbare Energien zu einer Umverteilung, indem Beiträge an einzelne Bezüger über den allge-
mein gültigen Netznutzungstarif finanziert werden müssen. 
 
Tarifgestaltung 
 
Einheitstarif für Energie und Netznutzung 
Nach der Umstellung auf Einheitstarife im letzten Jahr erfährt das Tarifsystem für das kom-
mende Tarifjahr keine Veränderung. Auswirkungen des neuen Energiegesetzes auf Stufe 
Verordnung werden voraussichtlich das Tarifjahr 2026 betreffen. Dennoch bleibt die Einfüh-
rung eines Einheitstarifs ein Zwischenschritt. Er schafft die Voraussetzung, um Flexibilitäten 
netzdienlich und tarifneutral zu steuern. Zugleich bereitet er den Boden für künftige dynami-
sche Preismodelle und Tarife, die auf marktwirtschaftlichen Anreizen basieren. Die vollen 
Möglichkeiten stehen allerdings erst mit dem Abschluss des Smart Meter Rollouts zur Verfü-
gung. 
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Generell wird die Tarifgestaltung von regulatorischen, politischen und marktwirtschaftlichen 
Faktoren beeinflusst, wobei sich die Gemeindewerke an folgenden Grundsätzen orientieren: 
 
Weitergabe systemischer Preisanpassungen und vorgelagerter Kostenanpassungen 
Veränderte Kosten für Energie, Netz und Systemdienstleistungen werden grundsätzlich wei-
tergegeben. 
 
Höhere Gewichtung von Leistungskomponenten 
Hohe Leistungsspitzen belasten die Netzinfrastruktur und erfordern teure Ausbauten des 
elektrischen Netzes. Diese gilt es möglichst zu vermeiden bzw. zu reduzieren.  
 
Neue Produkte  
Das neue Energiegesetz bringt neue Auflagen zur Gestaltung der Stromprodukte und Rück-
liefervergütungen (Referenz-Marktpreis-Modell). Eine Überarbeitung der Stromprodukte ist 
angedacht, sobald die Vorgaben aus der Verordnung zum neuen Energiegesetz klar sind. 
Angestrebt werden ökologische Stromprodukte zu kompetitiven Preisen. Das Produkt 
«gws.nuklear» wird bewusst unattraktiv gestaltet. Lokaler Solarstrom und Eigenverbrauchs-
lösungen werden im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben gefördert. 
 
Rückliefertarife 
Die Rückliefertarife orientieren sich an den Beschaffungspreisen für Energie und werden bei 
steigenden Energiekosten ebenfalls erhöht, bei rückläufigen Energiekosten entsprechend re-
duziert. Die Preisgestaltung soll generell den Eigenverbrauch fördern. Die Wartungsaufwen-
dungen für die gemeindeeigenen Photovoltaik-Anlagen «RüEP W» werden jeweils an die ef-
fektiven durchschnittlichen Aufwendungen angepasst.  
 
Saisonale Tarife (Differenz Sommer-Winter, vorerst nur bei Rückliefertarifen für Solarstrom) 
Bei den Rückliefertarifen besteht eine Differenz zwischen Sommer- und Wintertarif, um die 
Wertigkeit des Winterstroms zu betonen. 
 
Verursachergerechte Preisstruktur 
Berücksichtigung des zuordenbaren Aufwands in der Tarifgestaltung mit langfristigem Fokus. 
 
Kompetitive Preise  
Preispositionierung unterhalb des schweizweiten Medians und in der Region kompetitiv. Da 
die Gemeindewerke fast den gesamten Energiebedarf am freien Markt beschaffen muss, ist 
sie bei den aktuellen Preisen gegenüber Energieverteilern mit substanzieller Eigenproduktion 
im Nachteil. 
 
Nachhaltigkeit 
Erhalt der Investitionsfähigkeit zur langfristigen Sicherstellung der Infrastruktur und der Ver-
sorgungssicherheit. Unterstützung der Nachhaltigkeitsstrategie der Gemeinde. 
 
Stabilität 
Verwendung der Spezialfinanzierung zur Glättung kurzfristiger Preisschwankungen, nicht 
aber zur Bekämpfung struktureller Veränderungen. 
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Nutzung des Instruments «Spezialfinanzierung» 
Die Entwicklung der Spezialfinanzierung muss bei der Tarifgestaltung berücksichtig werden. 
In einem Eigenwirtschaftsbetrieb hat die Spezialfinanzierung den Charakter von Eigenkapital. 
Sie dient dazu, unvermeidliche Schwankungen aufzufangen und eine stetige Tarifentwicklung 
sicherzustellen. Besteht eine erhebliche Überdeckung, müssen die Gebühren gesenkt wer-
den, bei einer relevanten Unterdeckung müssen sie angehoben werden.  
 
Für die Einschätzung einer angemessenen Höhe der Spezialfinanzierung finden sich in der 
Praxis verschiedene Betrachtungsweisen. Eine orientiert sich am Jahresumsatz, wobei die 
Spezialfinanzierung den 1,5-fachen Wert des Umsatzes nicht überschreiten sollte. Eine an-
dere setzt die Spezialfinanzierung in Relation zum Anlagevermögen: Wird dieses vollumfäng-
lich durch die Spezialfinanzierung gedeckt, spricht man von einer gesunden Eigenfinanzie-
rung. Die Beurteilung stützt sich idealerweise auf Prognosen im Rahmen einer langfristigen 
Finanzplanung. Aktuell liegt die Spezialfinanzierung im Toleranzbereich, ein weiterer Abbau 
der Spezialfinanzierung ist nicht vorgesehen.  
 
Im Rahmen des Smart Meter Rollouts fallen insbesondere in den Jahren 2024-2026 ausser-
ordentliche Kosten an, die sich durch den Aufbau von Deckungsdifferenzen auf eine längere 
Periode verteilen lassen. 
 
Die Tarife 2025 ermöglichen es den Gemeindewerken, die Energiewende mitzugestalten, 
nötige Investitionen in die Infrastruktur zu tätigen und die Versorgungssicherheit sowie die 
Netzstabilität langfristig sicherzustellen.  
 
 
Investitionsrechnung Verwaltungsvermögen 
 
In der Investitionsrechnung wurde eine umfassende Investitionspriorisierung für das Budget-
jahr 2025 und die weiteren Planjahre vorgenommen. Der Ausblick in der Finanzplanung wird 
durch den Ausbau der Infrastruktur geprägt und sieht hohe Investitionsausgaben vor. Über 
die ganze Planungsperiode bis 2029 liegen die Investitionen der steuer- und gebührenfinan-
zierten Bereiche bei rund 92,5 Mio. Franken. Der Finanz- und Aufgabenplan 2025-2029 zeigt 
auf, dass die Gemeinde ihre Investitionen nicht mehr aus eigener Kraft finanzieren kann.  
 
Die Priorisierung der Investitionen setzt ab Budget 2025 für die gebührenfinanzierten Berei-
che ein. Ihr Ziel ist die Verhinderung einer stark ansteigenden Verschuldung. Es werden ins-
besondere Alternativen zur Finanzierung oder für eine günstigere Erstellung evaluiert. Zu-
dem werden die Vorhaben in der nächsten Planperiode neu beurteilt.  
 



Protokoll   

Gemeindeversammlung 02. Dezember 2024 143 

 
 

 

 IR Verwaltungsvermögen Budget 2025 Budget 2024 Abw in %

 Ausgaben 24'103'000 22'872'000 1'231'000 5%

 Einnahmen -1'513'000 -1'450'000 -63'000 4%

 Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen 22'590'000 21'422'000 1'168'000 5%

 Steuerhaushalt 13'460'000 15'907'000 -2'447'000 -15%

 Abwasserbeseitigung 1'100'000 800'000 300'000 38%

 Abfallwirtschaft 0 140'000 -140'000 0%

 Wasserwerk 3'910'000 1'725'000 2'185'000 127%

 Elektrizitätswerk - Elektrizitätsnetz 4'120'000 2'850'000 1'270'000 45%

 Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen 22'590'000 21'422'000 1'168'000 5%
 

 
Die Investitionsrechnung Verwaltungsvermögen sieht im Budget 2025 Ausgaben von 
24'103'000 Franken und Einnahmen von 1'513'000 Franken vor. Die Investitionsrechnung 
Verwaltungsvermögen schliesst somit mit einer Nettoinvestition von 22'590'000 Franken ab. 
 
 
Investitionsrechnung, Bereich 0, Finanzen 
 
Im Bereich Nichtelektrische Energie (079) sind für den Bau von Photovoltaikanlagen 
65'000 Franken budgetiert, bis Ende 2023 wurden Anlagen für insgesamt rund 963'000 Fran-
ken erstellt. Die Gemeindeversammlung hat dafür am 1. Juni 2015 einen Rahmenkredit von 
maximal 1,2 Mio. Franken für die Dauer von zehn Jahren bewilligt (bis Ende 2025). 
 
 
Investitionsrechnung, Bereich 2, Bildung 
 
Für die Beschaffung von Tablets und Computer im Rahmen des ICT-Konzepts der Schule 
Stäfa hat die Schulpflege am 5. Juli 2022 einen Kredit von 300'000 Franken und am 11. Juni 
2024 einen Zusatzkredit von 150'000 Franken bewilligt, im Jahr 2025 sind davon Ausgaben 
von 150'000 Franken budgetiert.  
 
Am 5. März 2024 hat die Schulpflege einen Verpflichtungskredit über 994'000 Franken für 
den Zeitraum 2024 – 2026 für die Einrichtung und Ersatzeinrichtungen von Unterrichts- und 
Betreuungsräumen genehmigt. Im Budget 2025 sind für dieses Projekt 538'000 Franken ein-
gestellt. 
 
Am 14. April 2024 verabschiedete das Stäfner Stimmvolk den Rahmenkredit über 9,7 Mio. 
Franken für drei temporäre Schulpavillons. Danach wurden die beabsichtigten Modulbauten 
für die Schuleinheiten Beewies und Kirchbühl öffentlich ausgeschrieben. Für die Erstellung 
von Modulbauten sind im Jahr 2025 rund 6,5 Mio. Franken budgetiert. Es ist geplant, dass 
der temporäre Modulbau Beewies bereits im Frühling 2025 in Betrieb genommen wird. 
 
Für den Neubau des Schwimmbads für die Schule Stäfa wurde am 14. April 2024 ein Ver-
pflichtungskredit von 19,132 Mio. Franken bewilligt. Im Budget 2024 sind 1,5 Mio. Franken 
für dieses Projekt eingestellt. Das Schwimmbad für die Schule Stäfa im Gebiet «Obstgarten» 
wird westlich der Geimoosstrasse in der heutigen Sportanlage gebaut. 
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Im Finanzplan 2025-2029 sind für die Schulliegenschaften Investitionsprojekte mit einem Ge-
samtvolumen von rund 37,8 Mio. Franken aufgeführt, davon im Budget 2025 rund 9,3 Mio. 
Franken. 
 
 
Investitionsrechnung, Bereich 3, Hochbau und Liegenschaften 
 
Im Bereich Verwaltungsliegenschaften (33) sind für diverse Sanierungsprojekte insgesamt 
rund 2,6 Mio. Franken budgetiert.  
 
Für die Totalsanierung und den Ausbau der Liegenschaft Goethestrasse 6 zur Nutzung als 
Verwaltungsgebäude wurde an der Gemeindeversammlung vom 18. September 2023 ein 
Objektkredit im Umfang von 1,515 Mio. Franken bewilligt. Für werterhaltende Aufwendungen 
hat der Gemeinderat am 28. März 2023 einen Objektkredit von 2,93 Mio. Franken als gebun-
dene Ausgabe bewilligt. Die Gesamtkosten der Totalsanierung und des Ausbaus belaufen 
sich auf rund 4,5 Mio. Franken. Es ist vorgesehen, dass die Schulverwaltung ein neues Do-
mizil in dieser Liegenschaft erhalten wird. Im Budget 2025 sind 1,72 Mio. Franken für die Sa-
nierungsarbeiten eingestellt. 
 
Für die Sanierung des Gemeindehauses (Instandsetzungs- und Instandhaltungsmassnah-
men sowie die Erfüllung der feuerpolizeilichen Vorgaben) sind insgesamt 370'000 Franken 
budgetiert.  
 
Für den geplanten Ersatz der öffentlichen Tennisplätze wurde aufgrund noch nicht geklärter 
Rahmenbedingung verzichtet, Mittel im Budget 2025 vorzusehen. Sollten sich die Rahmen-
bedingungen klären, kann der Gemeinderat mit separatem Kreditbeschluss das geplante 
Vorhaben vorantreiben. 
 
 
 
Investitionsrechnung, Bereich 4, Tiefbau 
 
Im Bereich Tiefbau sind Nettoinvestitionen von insgesamt rund 1,93 Mio. Franken budgetiert.  
 
 
Gemeindestrassen (401) 
 
Infolge einer umfassenden und herausfordernden Priorisierung des Investitionsportfolios sind 
in der Investitionsrechnung 2025 nur wenige Strassensanierungsprojekte eingestellt. Es sind 
vor allem bereits im Jahr 2024 angefangene Projekte, welche im Jahr 2025 abgeschlossen 
werden müssen. Die geplanten Investitionsausgaben belaufen sich auf 625'000 Franken. 
 
 
Öffentliche Verkehrsinfrastruktur (411) 
 
Aufgrund der komplexen Ausgangslagen befinden sich viele Projekte im Bereich öffentliche 
Verkehrsinfrastruktur (wie Bushof / Bahnzugang Bahnhof Stäfa, Ausbau hindernisfreie Bus-
haltestellen) noch in der Planungsphase. Budgetiert sind im Jahr 2025 dafür insgesamt 
170'000 Franken. 
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Gebührenfinanzierter Bereich Abwasserbeseitigung (45) 
 
Der gebührenfinanzierte Bereich Abwasserbeseitigung (45) rechnet mit Investitionsausgaben 
von 1,9 Mio. Franken und Einnahmen an Kanalisationsanschlussgebühren von 
800'000 Franken. 
 
 
Investitionsrechnung, Bereich 9, Gemeindewerke 
 
Der gebührenfinanzierte Bereich Wasserwerk (92) rechnet mit Nettoinvestitionen von 
3,91 Mio. Franken, der Bereich Elektrizitätswerk - Elektrizitätsnetz (95) mit 4,12 Mio. Fran-
ken. 
 
 
Investitionsrechnung Finanzvermögen 
 

 IR Finanzvermögen Budget 2025 Budget 2024 Abw in %

 Ausgaben 1'027'000 6'931'000 -5'904'000 -85%

 Einnahmen -5'000'000 0 -5'000'000 0%

 Nettoinvestitionen Finanzvermögen -3'973'000 6'931'000 -10'904'000 -157%  
 
Die Investitionsrechnung Finanzvermögen sieht im Budget 2025 Ausgaben von 
1'027'000 Franken und Einnahmen von 5'000'000 Franken vor. Die Investitionsrechnung Fi-
nanzvermögen schliesst somit mit einem Einnahmenüberschuss von 3'973'000 Franken ab.  
 
Die Gesamtsanierungen der Liegenschaften Goethestrasse 2 und 4 sowie der Neubau des 
Restaurants Frohberg werden im Jahr 2024 mehrheitlich abgeschlossen sein. Für das Jahr 
2025 sind noch Abschlussarbeiten von insgesamt 657'000 Franken budgetiert.  
 
Die nächsten Grossprojekte sind die noch zu planenden Sanierungen der Liegenschaften 
Bahnhofstrasse 52 «Müüsliburg» (Annexbau) und Kronenstrasse 9 (energetische Ertüchti-
gung Gebäudehülle und Ersatz Wärmeerzeugung, Lüftung usw.). Für diese Objekte sind in 
der Investitionsplanung 2025-2029 rund 8,1 Mio. Franken eingestellt.  
 
Die Einnahmen von 5 Mio. Franken resultieren aus dem geplanten Verkauf des Grundstücks 
Kat.-Nr. 13150, Töbelistrasse an Sensirion Holding AG. Der Verkauf wurde durch die Ge-
meindeversammlungen vom 18. September 2023 und 17. Juni 2024 bewilligt.  
 
 
 
Erläuterung der Vorlage 

 
 
Simon Hämmerli, Finanzvorstand, erläutert das Budget und den Steuerfuss 2025 anhand des 
Beleuchtenden Berichts.  
 
 
Michael Meyer, Präsident der Rechnungsprüfungskommission, präsentiert die zustimmende 
Stellungnahme der RPK.  
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Diskussion 

 
 
Das Wort wird benutzt.  
 
 
 
Anträge 

 
 
Aus der Versammlung werden die nachfolgenden Anträge gestellt und von Gemeindepräsi-
dent Christian Haltner entgegengenommen: 
 
– Rückweisung des Budgets 
– Festsetzung des Steuerfusses auf 82% 
– Festsetzung des Steuerfusses auf 88% 
 
 
Christian Haltner erklärt, den Anwesenden das Abstimmungsprozedere und fragt nach, ob 
dieses alle verstanden haben. Es werden keine Fragen dazu gestellt. 
 
 
 
Abstimmung 

 
 
1. Abstimmung Rückweisungsantrag Budget 
 
 Der Antrag wird mit grossem Mehr abgelehnt. 
 
 
2. Abstimmung zur Festsetzung des Steuerfusses 

 
– Steuerfuss 78% (Antrag Gemeinderat) 119 Stimmen 
– Steuerfuss 82% (Änderungsantrag) 90 Stimmen 
– Steuerfuss 88% (Änderungsantrag) 1 Stimme 
 
Der Änderungsantrag Steuerfuss 88% erhält die wenigsten Stimmen, weshalb dieser An-
trag ausscheidet. 
 
– Steuerfuss 78% (Antrag Gemeinderat) 122 Stimmen 
– Steuerfuss 82% (Änderungsantrag)  92 Stimmen 

 
 
3. Schlussabstimmung 
 
In der Schlussabstimmung wird der Antrag des Gemeinderats, Genehmigung des Budgets 
2025 und Festsetzung des Steuerfusses auf 78%, mit einzelnen Gegenstimmen angenom-
men. 
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Beschluss 

 
 
 
1. Das Budget 2025 der Politischen Gemeinde Stäfa wird mit folgenden Eckwerten  

genehmigt: 
 
 Erfolgsrechnung 
 Gesamtaufwand Fr. 172'168’300 
 Gesamtertrag  Fr. 164’770’800 

 Aufwandüberschuss Fr. 7’397’500 

 
 Investitionsrechnung Verwaltungsvermögen 
 Ausgaben  Fr.  24’103’000 
 Einnahmen  Fr. 1’513'000 

 Nettoinvestitionen (Ausgabenüberschuss) Fr. 22’590’000 

 
 Investitionsrechnung Finanzvermögen 
 Ausgaben  Fr. 1’027’000 
 Einnahmen   Fr. 5'000’000 

 Nettoinvestitionen (Einnahmenüberschuss) Fr. 3’973’000 

 
 Einfacher Gemeindesteuerertrag (100 %) Fr. 79'000'000 
 
 
2. Der Steuerfuss für das Rechnungsjahr 2025 wird auf 78 % des einfachen Gemeinde-

steuerertrags festgesetzt. 
 
 
3. Der Aufwandüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss belastet. 

  



Protokoll   

Gemeindeversammlung 02. Dezember 2024 148 

 
 

 

 

Beschluss-Nr. GDV-2024-17 
  Titel Verordnung über den Finanzhaushalt  

Änderung zum «mittelfristigen Ausgleich» 
Zustimmung durch die Gemeindeversammlung 

  Gesch.-Nr. 2024-472 
  Registratur 10 

10.01 
Finanzen 
Vorschriften, Verträge, Kreisschreiben 

  IDG-Status nicht festgelegt 
    Mitwirkende  
    Ausstand  
    Versand  
    Korrespondenz Fachbereich Rechnungswesen 

Tel. 044 928 74 70, E-Mail: finanzen@staefa.ch  
 

 
 

 
 
 
 
Vorlage des Gemeinderats 

 
 
Antrag  
 
 
1. Die Finanzhaushaltsverordnung vom 4. Dezember 2017 wird wie folgt geändert: 
 
 Art. 4, Mittelfristiger Ausgleich 
 
 Für den Ausgleich des Budgets gelten die kantonalen Vorschriften gemäss  
 §§ 92 bis 94 des Gemeindegesetzes vom 20. April 2015. 
 
 
2. Die Änderung tritt am 1. Februar 2025 in Kraft. 
 
 
 
Vorlage in Kürze 
 
Die Finanzhaushaltsverordnung der Gemeinde Stäfa vom 4. Dezember 2017 legt unter an-
derem den sogenannten «mittelfristigen Ausgleich» fest. Damit ist der Ausgleich der Erfolgs-
rechnung des Budgets auf eine gewisse Frist (acht Jahre) gemeint. Nun soll diese Definition 
dem kantonalen Recht angepasst werden.  
 
Das kantonale Recht stellt im Wesentlichen den Grundsatz auf, dass der Steuerfuss grund-
sätzlich die Erfolgsrechnung decken muss und dass pro Jahr ein budgetierter Aufwandüber-
schuss höchstens in der Höhe der budgetierten Abschreibungen zuzüglich 3% des Steuerer-
trags liegen darf. Demgegenüber verpflichtet die heutige Finanzhaushaltverordnung zum 
Ausgleich der Erfolgsrechnung über einen Zeitraum von acht Jahren.  
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Diese, auf der Zeitachse etwas einschränkendere Regelung, soll nun durch einen präzisen 
Verweis auf das aktuell geltende kantonale Recht (§§ 92 bis 94 des kantonalen Gemeinde-
gesetzes) ersetzt werden. Die Änderung ist für die Stabilität des Finanzhaushalts nicht be-
deutsam, beseitigt aber eine unnötige Differenz zum kantonalen Recht. 
 
 
 
Beleuchtender Bericht 
 
 
1. Vorgeschichte 
 
Die Gemeindeversammlung erliess am 4. Dezember 2017 die heute geltende Verordnung 
über den Finanzhaushalt (Finanzhaushaltsverordnung, FHHF).  
 
Die Verordnung legt die Grundsätze für die Einführung des Harmonisierten Rechnungsle-
gungsmodells (HRM2) fest. Sie regelt die Neubewertung des Verwaltungsvermögens per 1. 
Januar 2019 und definiert den mittelfristigen Ausgleich des Budgets über die Zeitachse von 
acht Jahren. Nun soll diese Definition dem kantonalen Recht angepasst werden. 
 
 
2. Änderung der kommunalen Finanzhaushaltsverordnung 
 
Mit der Änderung des Gemeindegesetzes per 1. Juni 2019 wurde die Regelung zum mittel-
fristigen Ausgleich des Budgets auf kantonaler Stufe gesetzlich verankert. Die zwei Jahre 
vorher für Stäfa erlassene Finanzhaushaltsverordnung entspricht in der Definition des Haus-
haltsgleichgewichts und mittelfristigen Ausgleichs nicht mehr dem aktuellen kantonalen 
Recht. 
 
Da kommunales Recht grundsätzlich mit dem kantonalen Recht übereinstimmen muss und 
weil es nach Ansicht des Gemeinderats gerade im Finanzhaushalt angezeigt ist, keine Diffe-
renzen zum kantonalen Recht zu haben, soll die kommunale Verordnung wie folgt angepasst 
werden: 
 

Finanzhaushaltsverordnung  
4. Dezember 2017 

Vorgeschlagene Änderung 

Art. 4, Mittelfristiger Ausgleich Art. 4, Mittelfristiger Ausgleich 

1  Der Steuerfuss wird so festgesetzt, dass 
die Erfolgsrechnung über einen Zeitraum 
von acht Jahren ausgeglichen ist. 

Für den Ausgleich des Budgets gelten die 
kantonalen Vorschriften gemäss §§ 92 bis 
94 des Gemeindegesetzes vom 20. April 
2015. 

2  Der mittelfristige Ausgleich erstreckt sich 
über zwei abgeschlossene Rechnungs-
jahre, das laufende Budget- bzw. Rech-
nungsjahr, das künftige Budgetjahr und 
vier Planjahre. 
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3  Er erstreckt sich erstmals über die abge-
schlossenen Rechnungsjahre 2016 und 
2017, das laufende Budget- bzw. Rech-
nungsjahr 2018, das künftige Budgetjahr 
2019 und die Planjahre 2020, 2021, 2022 
und 2023. 

 

 
Die als Verweis neu aufgenommenen kantonalen Bestimmungen legen zum Ausgleich des 
Budgets fest, dass der Steuerfuss grundsätzlich so festgesetzt wird, dass die Erfolgsrech-
nung ausgeglichen ist. Pro Jahr darf ein Aufwandüberschuss in der Höhe der budgetierten 
Abschreibungen auf dem Verwaltungsvermögen zuzüglich drei Prozent des Steuerertrags 
budgetiert werden. Ist das Finanzvermögen grösser als das Fremdkapital, darf davon abge-
wichen werden und bis zur Höhe der Differenz ein Aufwandüberschuss budgetiert werden (§ 
92 Gemeindegesetz). Die weiteren Verweise auf §§ 93 und 94 des Gemeindegesetzes bein-
halten die Definition eines Bilanzfehlbetrags und dessen Abtragung sowie Informationen zum 
Haushaltsgleichgewicht in Budget und Jahresrechnung. 
 
Die Änderung der kommunalen Finanzhaushaltsverordnung bedeutet keine fundamentale 
oder wesentliche Anpassung. Die heutige Finanzhaushaltsverordnung ist (auf der Zeitachse) 
jedoch etwas einschränkender als das nunmehr geltende kantonale Recht. Durch die Ände-
rung nimmt der Handlungsspielraum der Exekutive in der Legislatur- und Finanzplanung zu. 
Auch mit ihr ist die Stabilität des Finanzhaushalts absolut gewährleistet. 
 
 
 
Erläuterung der Vorlage 

 
 
Simon Hämmerli, Finanzvorstand, erläutert die Vorlage anhand des Beleuchtenden Berichts.  
 
 
Michael Meyer, Präsident der Rechnungsprüfungskommission, präsentiert die zustimmende 
Stellungnahme der RPK.  
 
 
 
Diskussion 

 
 
Das Wort wird nicht benutzt.  
 
 
Anträge 

 
 
Aus der Versammlung werden keine Anträge gestellt. 
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Abstimmungen 

 
 
Die Verordnung über den Finanzhaushalt Änderung zum mittelfristigen Ausgleich wird ohne 
Gegenstimme angenommen. 
 
 
 
Beschluss 

 
 
1. Die Finanzhaushaltsverordnung vom 4. Dezember 2017 wird wie folgt geändert: 
 
 Art. 4, Mittelfristiger Ausgleich 
 
 Für den Ausgleich des Budgets gelten die kantonalen Vorschriften gemäss  
 §§ 92 bis 94 des Gemeindegesetzes vom 20. April 2015. 
 
 
2. Die Änderung tritt am 1. Februar 2025 in Kraft. 
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Beschluss-Nr. GDV-2024-18 
  Titel Raumplanung 

Energierichtplan 
Festsetzung durch die Gemeindeversammlung 

  Gesch.-Nr. 2023-832 
  Registratur 04 

04.03 
04.03.20 

Bauplanung 
Richtplanung 
Kommunale Planung 

  IDG-Status nicht festgelegt 
    Mitwirkende  
    Ausstand  
    Versand  
    Korrespondenz Fachbereich Raumplanung 

Tel. 044 928 77 84, E-Mail:planung@staefa.ch  
 

 
 

 
 
 
 
Vorlage des Gemeinderats 

 
 
Antrag  
 
 
1.  Die Richtplanung der Gemeinde Stäfa wird um den kommunalen Teilrichtplan Energie 

ergänzt. Der Teilrichtplan Energie trifft folgende Festlegungen:   
 

– Der Teilrichtplan Energie bezeichnet das Eignungsgebiet für einen Wärmever-
bund.  

 
– Die Gemeinde unterstützt innerhalb des kommunalen Eignungsgebiets den Auf-

bau von Wärmenetzen auf der Basis von erneuerbarer Energie (z.B. Seewasser-
wärme). Sie regelt die Einzelheiten mit Energiedienstleistern in Konzessionsver-
trägen. Sie kann ein Förderreglement für den Umstieg von fossilen Energieträ-
gern auf erneuerbare Energieträger erlassen  

 
 
2. Der erläuternde Bericht gemäss Art. 47 RPV zum kommunalen Teilrichtplan Energie 

wird festgesetzt.  
 
 
3. Die Änderungen treten in Kraft, sobald sie genehmigt und rechtskräftig geworden 

sind.  
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4. Die Genehmigung der Änderungen durch das zuständige Organ des Kantons Zürich 
bleibt vorbehalten.  

 
 
5. Der Gemeinderat ist ermächtigt, untergeordneten Änderungen als Folge von Geneh-

migungs- und Rechtsmittelentscheiden in eigener Kompetenz zuzustimmen.  
 
 
 
Vorlage in Kürze 
 
Auf dem Gemeindegebiet Stäfa gibt es hohe Kapazitäten an heute ungenutzten erneuerba-
ren Ressourcen für die Energieversorgung. In den dicht bebauten Gebieten bietet sich die 
Erstellung eines Wärmenetzes an. Dieses soll primär den Zürichsee als Ressource nutzen. 
Der Aufbau eines Wärmenetzes zur Nutzung von Seewasser als Energiequelle ist eine wich-
tige Massnahme zum Ersatz von Gas- und Öl-Heizungen. 
 
Die Energiedienstleisterin Energie 360° möchte Gasleitungen auf dem Gemeindegebiet 
Stäfa mit Leitungen für Fernwärme ersetzen und ihre Kundinnen und Kunden künftig mit 
möglichst lokal gewonnener, erneuerbarer Energie versorgen. Das bestehende Gasnetz soll 
dabei redimensioniert werden. 
 
Mit Beschluss GR-2023-247 vom 19. September 2023 hat der Gemeinderat der Energie 
360° eine neue Konzession für die Beanspruchung des öffentlichen Grundes der Gemeinde 
Stäfa durch Gas- und Fernwärmeleitungen erteilt. Gemäss der neuen Konzession verpflich-
tet sich Energie 360° einen Energieverbund nach einem Teilrichtplan Energie der Gemeinde 
auszurichten. 
 
Der Teilrichtplan Energie bezeichnet das kommunale Eignungsgebiet für den Aufbau von 
Wärmenetzen. Die Gemeinde wird verpflichtet, innerhalb des Eignungsgebiets den Aufbau 
von Wärmenetzen auf der Basis von erneuerbarer Energie (z.B. Seewasserwärme) zu unter-
stützen. Für die Grundeigentümerschaften sind die Festlegungen des Teilrichtplans nicht 
verbindlich. Es kann kein Anspruch auf Lieferung von Seewärme geltend gemacht werden. 
Es entsteht auch keine Pflicht, wonach bestehende Öl- und Gasheizungen innerhalb des 
Eignungsgebiets ersetzt werden müssen.  
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Beleuchtender Bericht 
 
 
1. Vorwort 
 
Wie eine im Auftrag des Gemeinderats Stäfa von der Ostschweizer Fachhochschule OST 
2023 erarbeitete Potenzialanalyse zur Dekarbonisierung des Gebäudeparks in Stäfa zeigt, 
werden im heutigen Gebäudebestand rund 75 % der notwendigen Wärmeenergie für die 
Haushalte durch die fossilen Energieträger Heizöl und Erdgas bereitgestellt. Auf dem Ge-
meindegebiet Stäfa gibt es hohe Kapazitäten an heute ungenutzten erneuerbaren Ressour-
cen. In den dicht bebauten Gebieten bietet sich die Erstellung eines Wärmenetzes an. Die-
ses soll primär den Zürichsee als Ressource nutzen. Der Aufbau eines Wärmenetzes zur 
Nutzung von Seewasser als Energiequelle ist neben der Erhöhung der energetischen Sanie-
rung des Gebäudebestandes eine wichtige Massnahme zum Ersatz von Gas- und Öl-Hei-
zungen. 
 
Die Firma Energie 360° AG hat sich als strategisches Ziel gesetzt, ihren Kundinnen und Kun-
den bis 2040 ausschliesslich erneuerbare Energie zu liefern. Dementsprechend möchte 
Energie 360° Gasleitungen auf dem Gemeindegebiet Stäfa mit Leitungen für Fernwärme er-
setzen und ihre Kundinnen und Kunden künftig mit möglichst lokal gewonnener, erneuerba-
rer Energie versorgen. Das bestehende Gasnetz soll dabei redimensioniert werden. Künftig 
soll es hauptsächlich für Prozesswärme und Spitzenlastdeckung eingesetzt werden sowie 
die Wärmeversorgung in Gebieten sicherstellen, bei welchen weiterhin eine Versorgung mit 
erneuerbarem Gas zu bevorzugen ist. Energie 360° wird für den Aufbau eines Wärmenetzes 
beim Kanton Zürich (AWEL) eine Bewilligung zwecks Seewassernutzung einholen.  
 
Der Konzessionsvertrag mit der Energie 360° AG stammte aus dem Jahr 2003. Er war auf 
die Lieferung von Gas auf dem Gemeindegebiet beschränkt. Zur Umsetzung ihrer unterneh-
merischen Ziele hat Energie 360° beantragt, die Konzession von 2003 durch eine neue zu 
ersetzen. Gemäss der Nachhaltigkeitsstrategie 2040 des Gemeinderats Stäfa stehen lokale 
Stromproduktion und Energieeffizienz, vor allem aber die Umstellung der Heizenergie auf er-
neuerbare Energien im Fokus. Mit Beschluss GR-2023-247 vom 19. September 2023 hat der 
Gemeinderat der Energie 360° eine neue Konzession für die Beanspruchung des öffentli-
chen Grundes der Gemeinde Stäfa durch Gas- und Fernwärmeleitungen erteilt. 
 
Gemäss der neuen Konzession verpflichtet sich Energie 360° einen Energieverbund nach 
einem Teilrichtplan Energie der Gemeinde auszurichten. 
 
 
2. Kommunaler Teilrichtplan Energie 
 
2.1 Vorgehen 
 
Die Gemeinde Stäfa wird gestützt auf die am 27. November 2023 an der Gemeindever-
sammlung angenommene Einzelinitiative «Stäfa wird Energiestadt Gold» die Energieversor-
gung auf dem gesamten Gemeindegebiet weiter analysieren und die Handlungsfelder zur 
nachhaltigen Energieanwendung entsprechend dem umfassenden Massnahmenkatalog von 
Energiestadtlabel aufzeigen (z.B. erneuerbare Energien, energieeffizientes Bauen etc.). Die 
Gemeinde erarbeitet zurzeit eine Umsetzungsvorlage, die wiederum der Stimmbevölkerung 
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zur Beschlussfassung vorgelegt werden muss. Dazu wird die Gemeinde voraussichtlich ge-
stützt auf § 7 des kantonalen Energiegesetzes (EnerG) einen Energieplan erarbeiten. 
 
Der Teilrichtplan Energie wird dieser Gesamtbetrachtung in einer kommunalen Energiepla-
nung zeitlich vorgezogen, damit die Detailplanung zum Wärmeverbund durch externe Ener-
giedienstleister vorangetrieben werden kann. Der Teilrichtplan Energie ist somit ein Baustein 
der kommunalen Gesamtenergieplanung. 
 
2.2 Vorgaben regionaler Richtplan 
 
Der regionale Richtplan bezeichnet auf dem Gemeindegebiet Stäfa ein Eignungsgebiet für 
die Realisierung von Fernwärmenetzen. 
 

 

 
 
Gemäss regionalem Richtplan prüfen die Gemeinden, ob eine kommunale Energieplanung 
sinnvoll ist und vertiefen die Festlegungen im kantonalen und regionalen Richtplan. Dabei 
sollen folgende Inhalte bearbeitet werden: Abstimmung von künftiger Siedlungsentwicklung 
und Energieplanung, Gebietsfestlegungen mit hoher Wärmedichte und Verbundversorgung 
durch Abwärmequellen, Umweltwärme und rohrleitungsgebundene Energieträger (Erdgas/Bi-
ogas) sowie Massnahmenprüfung für die ausgewiesenen Eignungsgebiete. 
 
2.3 Stellenwert und Wirkung 
 
Gemäss § 19 Abs. 1 des kantonalen Planungs- und Baugesetzes (PBG) werden die Festle-
gungen des kommunalen Teilrichtplans Energie mit dem Beschluss durch die Gemeindever-
sammlung bzw. mit der Genehmigung durch den Kanton behördenverbindlich. Dies bedeu-
tet, dass der Gemeinderat und die Verwaltung im Grundsatz an die Festlegungen gebunden 
sind. 
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Der kommunale Teilrichtplan Energie ist auf einen Entwicklungszeitraum von rund 15 bis 20 
Jahren ausgerichtet, d.h. der Teilrichtplan zeigt die langfristige Entwicklung des Wärmever-
bunds auf. 
 
Für die Grundeigentümerschaften sind die Festlegungen im Teilrichtplan Energie nicht ver-
bindlich. Es kann kein Anspruch auf Lieferung von Seewärme geltend gemacht werden. 
Richtpläne können auch nicht mittels Rekurs angefochten werden. Der Teilrichtplan Energie 
entfaltet keine Pflicht, wonach bestehende Öl- und Gasheizungen innerhalb des im Situati-
onsplan bezeichneten Eignungsgebiets ersetzt werden müssten. Mit dem Aufbau des Wär-
menetzes wird jedoch ein Angebot geschaffen, das den kantonalen Anforderungen an die 
Wärmeversorgung bei neuen Bauvorhaben entspricht. 
 
Der kommunale Teilrichtplan Energie bildet die Basis für die folgenden möglichen Planungen 
und Projekte der Gemeinde Stäfa. Die Umsetzung dieser Projekte richtet sich nach der ent-
sprechenden Spezialgesetzgebung: 
 
– Bauprojekte und Umsetzung von Wärmenetzen durch Energiedienstleister (z.B. Ener-

gie 360° AG) oder die Gemeinde, sofern die Gemeinde selbst ein Wärmenetz für öf-
fentliche Liegenschaften realisieren möchte 

– Koordination mit gemeindlichen Infrastrukturprojekten (z.B. Sanierung von Strassen 
und Werkleitungen) 

– Raumsicherungen für Leitungsrohre in Form von Baulinienplänen, sofern solche aus-
serhalb des öffentlichen Grunds nötig sind 

– Förderprojekte (z.B. Umstellung von Öl auf erneuerbare Energie) 
– Beratungsangebote 
– Vorgabe zur Energieversorgung bei Arealüberbauungen, Gestaltungsplänen und 

Quartierplänen 
 
2.4 Folgekosten 
 
Der kommunale Teilrichtplan Energie selbst verursacht noch keine unmittelbaren Kosten. 
Erst der Erlass eines kommunalen Förderreglements kann finanzielle Konsequenzen haben. 
 
Es ist vorgesehen, dass das Wärmenetz durch externe Energiedienstleister aufgebaut und 
betrieben wird. Die Kosten für die Energielieferung werden durch die privaten Energiebezü-
ger über Anschluss- und verbrauchsabhängige Gebühren finanziert. 
 
 
3. Richtplantext und -karte 
 
Der kommunale Teilrichtplan Energie besteht aus einer Karte im Massstab 1:5’000, in der 
das kommunale Eignungsgebiet für den Aufbau von Wärmenetzen bezeichnet ist, sowie aus 
einem Richtplantext. 
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3.1 Richtplantext 
 
Im Teilrichtplan wird der folgende Text festgelegt: 
 

Eignungsgebiet Wärmeverbund Die Gemeinde unterstützt innerhalb des kommuna-
len Eignungsgebiets den Aufbau von Wärmenetzen 
auf der Basis von erneuerbarer Energie (z.B. See-
wasserwärme). 

 
    Sie regelt die Einzelheiten mit Energiedienstleistern 

in Konzessionsverträgen. Sie kann ein Förderregle-
ment für den Umstieg von fossilen Energieträgern 
auf erneuerbare Energieträger erlassen.  

 
 
Die Richtplanfestlegungen sind behördenverbindlich und gelten somit als Auftrag an den Ge-
meinderat, die Energieversorgung im bezeichneten Gebiet zu steuern. 
 
3.2 Richtplankarte 
 
In der Richtplankarte ist im Massstab 1:5'000 das kommunale Eignungsgebiet für den Auf-
bau von Wärmenetzen bezeichnet. Die Abgrenzung der Eignungsgebiete basiert auf der Po-
tenzialstudie der Ostschweizer Fachhochschule OST. Zudem wurde bei der Gebietsabgren-
zung die Machbarkeitsstudie zum Aufbau eines Wärmenetzes der Energie 360° AG einbezo-
gen. Ausschlaggebende Kriterien für die Gebietsabgrenzung sind die Energiebezugsdichte 
im Gebiet und der für die Wirtschaftlichkeit eines Wärmenetzes massgebende potenzielle 
Wärmeabsatz pro Laufmeter Leitung. 
 
Das in der Richtplankarte bezeichnete Eignungsgebiet ist nicht parzellengenau abgegrenzt. 
Das heisst, dass für die Projektierung beziehungsweise die Realisierung von Wärmenetzen 
ein Anordnungsspielraum zur Richtplankarte besteht. 
 

 
Richtplankarte 
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4. Ergebnisse der öffentlichen Auflage und der Vorprüfung 
 
Der Gemeinderat hat den Entwurf des kommunalen Teilrichtplans Energie vom 8. März bis 
10. Mai 2024 öffentlich im Gemeindehaus zur Einsicht aufgelegt. Gleichzeitig wurden die 
Nachbargemeinden, die Zürcher Planungsregion Pfannenstil ZPP sowie der Kanton eingela-
den, zum Richtplanentwurf Stellung zu nehmen. 
 
Der Gemeinderat hat die Anträge geprüft. Soweit sich der Gemeinderat den eingereichten 
Anträgen anschliessen konnte, wurde der Teilrichtplan entsprechend angepasst. Über die 
nicht berücksichtigten Einwendungen ist gemäss § 7 PBG ein Bericht zu erstellen. Im Fol-
genden werden alle Einwendungen - inkl. der berücksichtigten - dargestellt. 
 
In einer Einwendung mehrerer Liegenschaftseigentümern wird beantragt, das «Eignungsge-
biet Wärmeverbund» um das Gebiet südlich des Schulhauses Moritzberg entlang der Ritter-
hausstrasse und Stationsstrasse bis zur Einmündung der Poststrasse zu erweitern. 
 

 
Übersichtplan 
 
Begründung: Der regionale Richtplan Pfannenstiel bezeichne den gesamten Moritzberg bis 
hinunter zur Poststrasse als Prioritätsgebiet für rohrleitungsgebundene Energieträger. Die 
Einwender möchten ihre Liegenschaften mit Fernwärme erschliessen. 
 
Erwägungen und Beschluss des Gemeinderats: Der Antrag wurde durch den Energiedienst-
leister geprüft. Die Prüfung hat ergeben, dass eine Erweiterung des Perimeter Uerikon sinn-
voll ist. Die Einwendung wird berücksichtigt. 
 
In einer weiteren Einwendung wurde beantragt, den Perimeter in Uerikon gemäss der nach-
folgenden Abbildung zu erweitern (roter Perimeter). 
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Begründung: Aus der Bevölkerung im Gebiet Uerikon bestehe ein Interesse zur Erschlies-
sung des zusätzlichen Perimeters mit Fernwärme. 
 
Erwägungen und Beschluss des Gemeinderats: Der Gemeinderat unterstützt die Erweite-
rung des Perimeters. Die Einwendung wird berücksichtigt. 
 
Die Nachbargemeinden haben die Planung zur Kenntnis genommen und keine Änderungs-
anträge eingereicht. 
 
Die ZPP prüfte die Vorlage unter dem Aspekt der regionalen Perspektive, insbesondere der 
Vereinbarkeit mit der angestrebten räumlichen Entwicklung gemäss regionalem Raumord-
nungskonzept und Richtplan. Die Region begrüsst das Engagement der Gemeinde Stäfa im 
Energiebereich. Die Überprüfung der kommunalen Energieplanung ist laut regionalem Richt-
plan Aufgabe der Gemeinden. Dies wird durch den Teilrichtplan Energie umgesetzt. Zudem 
weist der regionale Richtplan Teile des Gemeindegebiets von Stäfa als Eignungsgebiete für 
Fernwärmenetze aus. Die ZPP begrüsst die Erarbeitung des Teilrichtplans Energie und 
nimmt ihn zustimmend zur Kenntnis. 
 
Das kantonale Amt für Raumentwicklung würdigt die Umsetzung der übergeordneten Aufga-
ben auf der kommunalen Stufe. Ebenso wird das Vorziehen der Teilrichtplanung gegenüber 
der kommunalen Gesamtenergieplanung als Koordinationsinstrument unterstützt. Im Vorprü-
fungsbericht vom 6. Mai 2024 wird empfohlen, die Absicht zur Durchführung einer Gesamte-
nergieplanung noch deutlicher im Planungsbericht hervorzuheben. Im kantonalen Vorprü-
fungsbericht wurde die Genehmigung des Teilenergieplans in Aussicht gestellt. 
 
Der Gemeinderat empfiehlt der Gemeindeversammlung, diesem Antrag zuzustimmen. 
 
 
 
Erläuterung der Vorlage 

 
 
Casimir Schmid, Hochbauvorsteher, erläutert die Vorlage anhand des Beleuchtenden  
Berichts.  
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Diskussion 

 
 
Das Wort wird benutzt.  
 
 
 
Anträge 

 
 
Aus der Versammlung werden keine Anträge gestellt. 
 
 
 
Abstimmungen 

 
 
Dem Teilrichtplan Energie wird mit vereinzelten Gegenstimmen zugestimmt. 
 
 
 
Beschluss 

 
 
1.  Die Richtplanung der Gemeinde Stäfa wird um den kommunalen Teilrichtplan Energie 

ergänzt. Der Teilrichtplan Energie trifft folgende Festlegungen:   
 

– Der Teilrichtplan Energie bezeichnet das Eignungsgebiet für einen Wärmever-
bund.  

 
– Die Gemeinde unterstützt innerhalb des kommunalen Eignungsgebiets den Auf-

bau von Wärmenetzen auf der Basis von erneuerbarer Energie (z.B. Seewasser-
wärme). Sie regelt die Einzelheiten mit Energiedienstleistern in Konzessionsver-
trägen. Sie kann ein Förderreglement für den Umstieg von fossilen Energieträ-
gern auf erneuerbare Energieträger erlassen  

 
 
2. Der erläuternde Bericht gemäss Art. 47 RPV zum kommunalen Teilrichtplan Energie 

wird festgesetzt.  
 
 
3. Die Änderungen treten in Kraft, sobald sie genehmigt und rechtskräftig geworden 

sind.  
 
 
4. Die Genehmigung der Änderungen durch das zuständige Organ des Kantons Zürich 

bleibt vorbehalten.  
 
 
5. Der Gemeinderat ist ermächtigt, untergeordneten Änderungen als Folge von Geneh-

migungs- und Rechtsmittelentscheiden in eigener Kompetenz zuzustimmen.   
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Vorlage des Gemeinderats 

 
 
Antrag  
 
 
1. An den Verein Kindertagesstätte Müüsliburg wird zur Subventionierung von  

familienergänzenden Betreuungsplätzen für einkommensschwache Familien für die 
Zeit vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2029 ein Beitrag von insgesamt 1'500'000 
Franken zulasten der Erfolgsrechnung bewilligt. 

 
 
2. Der Gemeinderat wird ermächtigt, mit dem Verein Kindertagesstätte Müüsliburg eine 

Leistungsvereinbarung über den Betrieb und die Finanzierung der Kindertagesstätte 
abzuschliessen. 

 
 
Vorlage in Kürze 
 
 
Seit Januar 2003 wird die Kindertagesstätte Müüsliburg von der politischen Gemeinde finan-
ziell unterstützt. Letztmals 2019 bewilligte die Gemeindeversammlung einen Rahmenkredit 
von 1,5 Mio. Franken für fünf Jahre für den Betrieb einer Kindertagesstätte mit subventionier-
tem Platzangebot.  
 
Heute präsentiert sich die Tagesstätte weiterhin als Erfolgsmodell. Die Auslastung, respektiv 
die Belegung von subventionierten Plätzen verharrt in der Regel auf hohem Niveau, was für 
ein platzmässig ausreichendes Angebot spricht. Das aus Sicht der Gemeinde vorrangige 
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Ziel, für Eltern in ungenügenden wirtschaftlichen Verhältnissen ebenfalls einen Platz anbie-
ten zu können, wird von der Tagesstätte durchwegs erreicht. Auch wirtschaftlich entwickelt 
sich die Tagesstätte weiterhin zufriedenstellend und im Rahmen der beidseitigen Annahmen.  
 
Das immer noch notwendige, heute allerdings als selbstverständlich zu betrachtende Ange-
bot für Eltern in Stäfa soll, nach Meinung des Gemeinderats grundsätzlich unverändert wei-
tergeführt werden. Für die Jahre 2025 bis 2029 soll ein Gemeindebeitrag von total 1'500'000 
Franken bewilligt werden. 
 
 
Beleuchtender Bericht 
 
 
1. Vorgeschichte 
 
Die Gemeindeversammlung Stäfa bewilligte am 2. Dezember 2019 einen jährlichen Betrag 
von max. 300'000 Franken für die Laufzeit vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2024. Der 
Betrag wird zur Subventionierung von familienergänzenden Betreuungsplätzen für einkom-
mensschwache Familien eingesetzt.   
 
Zusätzliche wurde der Gemeinderat ermächtigt, mit dem Verein Kindertagesstätte Müüsli-
burg eine Leistungsvereinbarung über den Betrieb und die Finanzierung der Kindertages-
stätte abzuschliessen.  
 
Am 12. November 2019 wurde die Leistungsvereinbarung 2020 – 2024 mit dem Verein Kin-
dertagesstätte Müüsliburg, vorbehältlich der Zustimmung durch die Gemeindeversammlung 
vom 2. Dezember 2019, zugestimmt. 
 
 
2. Ausgangslage 
 
Der Verein Kindertagesstätte Müüsliburg betreibt seit Januar 2003 eine Kindertagesstätte. 
Bis 2011 war der Betrieb geprägt von einer grossen Nachfrage. Vor diesem Hintergrund 
wurde der Betrieb kontinuierlich erweitert bis er, nach der Eröffnung eines zweiten Standor-
tes in Ürikon, 34 Betreuungsplätze in drei Gruppen in Stäfa und 24 Betreuungsplätze in zwei 
Gruppen in Ürikon umfasste. Gleichzeitig wurde der jährlich wiederkehrende Betriebsbeitrag 
der Gemeinde kontinuierlich von ursprünglich 300'000 Franken im Jahr 2003 auf 500'000 
Franken im Jahr 2011 erhöht. Anschliessend wurde der Betriebsbeitrag für die Jahre 2012 – 
2015 auf 400'000 Franken gesenkt. 
 
Mit Beschluss vom 8. September 2015 bewilligte der Gemeinderat für Gemeindebeiträge an 
den Verein für dessen Betrieb der Kindertagesstätte einen Rahmenkredit in der Höhe von 
1.4 Mio. Franken für die Laufzeit 2016 – 2019. Im Rahmen von jährlichen Budgetvereinba-
rungen wurde der jährliche Betriebsbeitrag von 360'000 Franken im Jahr 2016 auf 280'000 
Franken im Jahr 2019 reduziert. 
 
Bis zu diesem Zeitpunkt wurde der Betriebsbeitrag jeweils pauschal ausgerichtet, mit dem 
Ziel einkommensschwachen Familien subventionierte Betreuungsplätze anzubieten. Die 
Rückerstattung allfälliger Überschüsse wurde mit einer Obergrenze des Eigenkapitals sicher-
gestellt.  
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Nachdem das Angebot an familienergänzenden Betreuungsplätzen am Standort Stäfa be-
darfsgerecht konzentriert werden konnte und der Verein seine wirtschaftliche Situation kon-
solidieren konnte, wurde das Verhältnis zwischen Verein und Gemeinde ab 2020 neu gere-
gelt. Dabei standen die ausschliessliche Verwendung des Betriebsbeitrages für die Subventi-
onierung von familienergänzenden Betreuungsplätzen für einkommensschwache Familien 
und die wirtschaftliche Unabhängigkeit und Eigenständigkeit des Vereins im Zentrum.  
 
Mit der Leistungsvereinbarung, gültig ab 1. Januar 2020 wurden anstelle der pauschalen 
Vergütung die effektiv gewährten Subventionen ausgerichtet. Der Verein rechnete die ge-
währten Subventionen quartalsweise ab und stellte der Gemeinde Rechnung. 
 
 
3. Gegenstand 
 
Das Angebot an familienergänzenden Betreuungsplätzen am Standort Stäfa konnte bedarfs-
gerecht konzentriert werden. Die Verwendung des Betriebsbeitrages muss ausschliesslich 
für die Subventionierung von familienergänzenden Betreuungsplätzen für einkommens-
schwache Familien verwendet werden.  
 
In der Leistungsvereinbarung 2020 – 2024 wurde festgehalten: 
 
Die Belegung von Betreuungsplätzen, für die nach dem genehmigten Tarif Anspruch auf 
Subventionierung des Elternbeitrages besteht, liegt in der Regel in einer Bandbreite von 30 
bis 50 % der Gesamtzahl der angebotenen Betreuungsplätze. Der Verein weist die jeweili-
gen Belegungsquoten quartalsweise nach.  
 
Die Auswertung der letzten vier Jahre zeigt, dass die Belegung von subventionierten Plätzen 
bei durchschnittlich 35 % liegt. Die Notwendigkeit von subventionierten Plätzen ist gegeben, 
damit einkommensschwache Familien, Notfallplatzierungen und gesetzliche Massnahmen 
durch die KESB einen subventionierten familienergänzenden Betreuungsplatz in Anspruch 
nehmen können. 
 
 
4. Ausgaben 
 
In den Jahren 2020 bis 2024 (3. und 4. Quartal hochgerechnet) gewährte die Gemeinde der 
"Müüsliburg" Subventionen im Umfang von 1'565'000 Franken. Auf das Jahr gerechnet ergibt 
dies ein durchschnittlicher jährlicher Betrag von 313'000 Franken.  
 
Aufgrund der zunehmenden Personal- und Materialkosten und zur Finanzierung seitens des 
Betriebs sieht sich der Verein Kindertagesstätte Müüsliburg gezwungen die Tarife auf das 
Jahr 2025 anzupassen. Als weiteres Argument für die Anpassung kann genommen werden, 
dass die Tarife in den letzten zehn Jahren nie verändert worden sind. Die Erhöhung der Ta-
rife liegt bei max. 8 %. Die Vollkostentarife nach der Anpassung liegen im Vergleich mit an-
deren Kitas im Raum Stäfa im selben Rahmen.   
 
Die Rekrutierung von Fachpersonen in KiTas gestaltete sich in den letzten Jahren zuneh-
mend schwieriger. Tiefe Löhne, Arbeitszeiten, körperliche und psychische Belastungen und 
mangelndes ausgebildetes Fachpersonal erschweren es den Institutionen eine konstante 
stabile Mitarbeiterbelegung zu gewährleisten.  
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Damit die Müüsliburg attraktive Arbeitsplätze anbieten kann, braucht sie nach eigener Dar-
stellung zusätzliche finanzielle Mittel für höhere Löhne und bessere Anstellungsbedingun-
gen. Solche Massnahmen liegen in ihrer unternehmerischen Kompetenz. 
 
Zur Finanzierung der von der Gemeinde Stäfa beanspruchten subventionierten Plätze ist 
eine Erhöhung des bisherigen jährlichen Maximalbetrags von 300'000 Franken nicht notwen-
dig. Sollte eine solche dennoch später notwendig werden, entscheidet der Gemeinderat vor-
erst darüber, den Reservationsbedarf zu reduzieren oder den Beitrag zu erhöhen. Für den 
Fall einer Erhöhung des Beitrags könnte der Gemeinderat in eigener Kompetenz einen Zu-
satzkredit bewilligen. 
 
Der Gemeinderat empfiehlt der Gemeindeversammlung, diesem Antrag zuzustimmen. 
 
 
 
Erläuterung der Vorlage 

 
 
David Dubach, Sozialvorstand, erläutert den Kredit für die Kindertagesstätte Müüsliburg an-
hand des Beleuchtenden Berichts.  
 
 
Michael Meyer, Präsident der Rechnungsprüfungskommission, präsentiert die zustimmende 
Stellungnahme der RPK.  
 
 
 
Diskussion 

 
 
Das Wort wird benutzt.  
 
 
 
Anträge 

 
 
Aus der Versammlung wird der nachfolgende Antrag gestellt und von Gemeindepräsident 
Christian Haltner entgegengenommen. 
 
– Erhöhung des Kredits für die Kindertagesstätte Müüsliburg auf 1,7 Mio. Franken 
 
 
Christian Haltner erklärt, den Anwesenden das Abstimmungsprozedere und fragt nach, ob 
dieses alle verstanden haben. Es werden keine Fragen dazu gestellt. 
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Abstimmungen 

 
 
Abstimmung Änderungsantrag 
Der Änderungsantrag über die Erhöhung des Kredits auf 1,7 Mio Franken für die Kindertages-
stätte Müüsliburg wird mit einer klar grossen Mehrheit abgelehnt. 
 
 
Schlussabstimmung 
 
In der Schlussabstimmung wird dem Antrag des Gemeinderats für einen Kredit von 1,5 Mio. 
Franken für die Kindertagesstätte Müüsliburg mit vereinzelten Gegenstimmen zugestimmt. 
 
 
 
Beschluss 

 
 
1. An den Verein Kindertagesstätte Müüsliburg wird zur Subventionierung von  

familienergänzenden Betreuungsplätzen für einkommensschwache Familien für die 
Zeit vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2029 ein Beitrag von insgesamt 1'500'000 
Franken zulasten der Erfolgsrechnung bewilligt. 

 
 
2. Der Gemeinderat wird ermächtigt, mit dem Verein Kindertagesstätte Müüsliburg eine 

Leistungsvereinbarung über den Betrieb und die Finanzierung der Kindertagesstätte 
abzuschliessen. 

  



Protokoll   

Gemeindeversammlung 02. Dezember 2024 167 

 
 

 

 

Beschluss-Nr. GDV-2024-20 
  Titel Anfrage Lukas Bubb und der SVP Stäfa 

zu Gerichtsurteilen 2024 
  Gesch.-Nr. 2024-737 
  Registratur 16 

16.00 
Gemeindeorganisation 
Behörden, Institutionen 

  IDG-Status nicht festgelegt 
    Mitwirkende  
    Ausstand  
    Versand  
    Korrespondenz Fachbereich Kanzlei 

Tel. 044 928 75 00, E-Mail: kanzlei@staefa.ch 

 
 

 
 

 
 
 
Vizepräsidentin Claudia Hollenstein verliest die Anfrage vom 20. April 2024 von der SVP 
Stäfa, Lukas Bubb, Unterächer 5, 8712 Stäfa, und die Antwort des Gemeinderats: 
 
 
Anfrage von SVP Stäfa, Lukas Bubb 

 
 
Im ersten Halbjahr 2024 ist die Gemeinde Stäfa in zwei arbeitsrechtlichen Verfahren 
gegen ehemalige Mitarbeiter vor Bundesgericht unterlegen. In beiden Fällen war es 
der Stäfner Gemeinderat, der die Gerichtsverfahren ans Bundesgericht gebracht hat; 
in beiden Fällen hat die Gemeinde verloren und in beiden Fällen wurde sie zur Zahlung 
namhafter Entschädigungen und Lohnnachzahlungen verurteilt. Der Gemeinderat hat 
damit mehrere Hunderttausend Franken Steuergelder verbrannt und macht denkbar 
schlechte Werbung für die Gemeinde als Arbeitgeberin. Es geht um folgende zwei 
Fälle:  
 
Mit Urteil vom 25. April 2024 bestätigte das Bundesgericht einen Entscheid des kanto-
nalen Verwaltungsgerichts, bei dem die Gemeinde im Oktober 2021 einer über 60-jäh-
rigen Mitarbeiterin kündigte, nachdem ihre Wiedereingliederung nach einem Unfall 
scheiterte. Die Kündigung der Mitarbeiterin im 31. Dienstjahr ist gem. Urteil unrecht-
mässig erfolgt und die Gemeinde wurde zur Zahlung einer Entschädigung und Abfin-
dung in der Höhe von siebzehn Monatslöhnen verurteilt.  
 
Mit Urteil des Bundesgerichts vom 6. Juni 2024 scheiterte die Entlassung des Be-
triebsleiters der Gemeindewerke in seinem zehnten Dienstjahr im Oktober 2020 auf-
grund der Missachtung der gemeindeinternen Kompetenzordnung. Der Gemeinderat 
sprach eine Kündigung aus und setzte sich damit über die damals gültige, exklusive 
Kompetenz der Werkbehörde hinweg. Die Werkbehörde war mit ihrem Angestellten, 
den sie seit zehn Jahren führte und überwachte, offensichtlich zufrieden und wollte 
ihn weiterbeschäftigen. Mit dem kompetenzwidrigen Eingreifen durch den Gemeinde-
rat hat er einen aufwendigen arbeitsrechtlichen  
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Prozess begonnen, den er letztendlich verloren hat. Ausserdem hat er strafrechtliche 
Untersuchungen angestossen, doch konnte die Staatsanwaltschaft kein strafrechtli-
ches Fehlverhalten feststellen. Die Gesamtkosten der Gemeinde für dieses juristische 
Abenteuer übersteigen wohl 600'000 Franken, den Steuerzahlern wurde hierüber bis 
jetzt nie Rechenschaft abgelegt.  
 
Auch hier ging es um eine fehlerhaft ausgesprochene Kündigung, auch hier um einen 
langjährigen Mitarbeiter, der gemäss Bundesgerichtsentscheid rückwirkend ununter-
brochen und nach wie vor in Stäfa angestellt ist. Auch hier war es der Stäfner Gemein-
derat, der das Verfahren ans Bundesgericht brachte und damit der Gemeinde ein kost-
spieliges Verfahren aufnötigte. Es liegt im allgemeinen Interesse der Stäfner Bevölke-
rung, dass die beiden Fälle und das Verhalten des Gemeinderats aufgearbeitet wer-
den. Ausserdem verlangen wir, dass Konflikte mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern der Gemeinde mit Sachverstand, Menschlichkeit und Rechtskenntnis gelöst wer-
den. 
 
Wir stellen deshalb folgende Anfrage gemäss § 17 des Zürcher Gemeindegesetzes: 
 
In wie viele Gerichtsverfahren ist die Gemeinde Stäfa nebst den beiden aufgeführten 
abgeschlossenen Fällen im jetzigen Zeitpunkt verwickelt? 
 
Antwort des Gemeinderates: Die Gemeinde Stäfa sieht sich als fortschrittliche und sozialver-
antwortliche Arbeitergeberin, die sich ihrer Verantwortung gegenüber ihren Mitarbeitenden 
bewusst ist. Eines der beiden erwähnten personalrechtlichen Verfahren ist weiterhin pen-
dent. 
 
Wie hoch liegen die gesamthaften Kosten der unrechtmässigen Kündigungen in den 
beiden obengenannten Verfahren?  
In diesen Kosten sind zu berücksichtigen: 
Kosten der von der Gemeinde beauftragten Anwaltskanzlei(en) seit dem Kündigungs-
jahr 2020, respektive 2021; Gerichtsgebühren, Parteientschädigungen und andere Ge-
bühren; Doppelte Gehaltszahlungen. 
 
Antwort des Gemeinderates:  
 
Verfahren 1: 
a. Die Anwaltskosten für das Personalverfahren belaufen sich bei den drei Instanzen auf 

rund 46'000 Franken.  
b. Für Gerichtsgebühren und Parteientschädigungen fielen rund 8'500 Franken an. 
c. Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes können bei den Gehaltszahlungen keine 

Angaben gemacht werden. 
 
Verfahren 2:  
a. Es handelt sich nach wie vor um ein laufendes Verfahren, weshalb wir zu den  

Anwaltskosten keine Auskünfte erteilen können. 
b. Für Gerichtsgebühren und Parteientschädigungen fielen bei den drei Instanzen rund 

40'000 Franken an. 
c. Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes können bei den Gehaltszahlungen keine 

Angaben gemacht werden. 
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Wie hoch liegt nach Ansicht des Gemeinderats seine eigene Finanzkompetenz beim 
Entscheid über den Rekurs gegen Gerichtsentscheide mit Blick auf die finanziellen 
Prozessrisiken? 
 
Antwort des Gemeinderates: Gerichtsverfahren haben immer eine Unwägbarkeit in sich und 
es kann nicht mit einem festen, einem selbst gemässen Ergebnis gerechnet werden. Der 
Entscheid eines Weiterzuges wird jeweils sehr sorgfältig, auf die jeweilige Rechtslage und 
Rechtsprechung abgestimmt, gefällt. Dem Gemeinderat steht nach Art. 29 der Gemeindeord-
nung die Befugnis zu, Prozesse mit dem Recht auf Stellvertretung zu führen. Urteile von Ge-
richten müssen umgesetzt werden. 
 
Nach welchen Kriterien entscheidet der Gemeinderat über den Weiterzug eines Ge-
richtsverfahrens? 
 
Antwort des Gemeinderates: Folgende Kriterien können über einen Weiterzug entscheiden: 
Erfolgsaussichten, Kosten-Nutzen-Analyse, Rechtliche Bedeutung, Öffentliches Interesse, 
Interne und externe Beratung. 
 
Nach welchen Kriterien wählt die Gemeinde ihre Rechtsvertreter aus? 
 
Antwort des Gemeinderates: Die Auswahl der Rechtsvertreter erfolgt über folgende Kriterien: 
Fachliche Qualifikation, Erfahrung mit kommunalen Angelegenheiten, Verfügbarkeit und Er-
reichbarkeit, Empfehlungen, Referenzen und Erfahrung. 
 
 
Lukas Bubb dankt für die Stellungnahme des Gemeinderats. Er möchte nichts dazufügen, er 
verlangt keine Diskussion. 
 
 
Gemeindepräsident Christian Haltner schliesst das Geschäft ab. 

  

http://www.ra-bohl.de/images/pdf/ra%20naumann/2021-10-07_-_Kommunalrecht-_Aktuelle_Rechtsfragen_und_Entscheidungen.pdf
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Vizepräsidentin Claudia Hollenstein verliest die Anfrage vom 20. April 2024 von der SVP Ste-
fan Reichling, Seestrasse, 8712 Stäfa, und die Antwort des Gemeinderats: 
 
 
Anfrage von Stefan Reichling, Stäfa 

 
 
Im September / Oktober dieses Jahres lag das Projekt Gestaltungs- und Betriebskon-
zept Seestrasse Kehlhof Mitte zur Einsicht und Mitwirkung der Öffentlichkeit auf. Im 
Technischen Bericht ist unter Punkt 2.1, Einleitung, zu entnehmen, dass das Projekt 
des TBA, zur Verbesserung der Lärmemissionen, der Hitzeminderung, der Sicherheit 
der Radfahrer und der Fussgänger, im Einvernehmen mit der Gemeinde Stäfa, nebst 
anderen folgende Massnahmen vorsieht: Temporeduktion, Instandsetzung Fahrbahn, 
Entwässerung, Beleuchtung, Radstreifen, Hindernisfreier Ausbau von Bushaltestellen, 
Ergänzung Fussgängerschutzinsel, Massnahmen zur Hitzeminderung. 
 
Wie bringt der Gemeinderat seinen Beschluss vom Februar 2020 betreffend Räumli-
ches Entwicklungsleitbild Stäfa, welches im Bereich Kehlhof und Ötikon die See-
strasse per 2035 auf Tempo 30 beruhigt sieht und in Kenntnis des, von der Baudirek-
tion als Grundlage zur Sanierung der Seestrasse in Auftrag gegebenes Lärmgutachten 
vom Mai 2019, welches Tempo 30 als nötig, zweckdienlich und verhältnismässig, aus-
weist, mit dem aufgelegten Projekt des TBA, welches Tempo 50 als Projektierungsge-
schwindigkeit vorsieht in Übereinstimmung? 
 
Antwort des Gemeinderates: Im Räumlichen Entwicklungsleitbild der Gemeinde Stäfa wird 
als Leitziel 12 festgehalten, dass die Seestrasse gestalterisch aufgewertet werden soll. Pri-
mär sollen die Strassenabschnitte im Bereich des nationalen Ortsbildes Ötikon (Schifflände) 
und des regionalen Ortsbildes Kehlhof (Villa Sunneschy) so umgestaltet werden, dass  
die Verkehrssicherheit für alle Verkehrsteilnehmer gesteigert und die Strassenraumgestal-
tung aufgewertet wird. Die Beeinträchtigung des Ortsbilds und der Aufenthaltsqualität durch 
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die Seestrasse soll so behoben werden. Als Wunschbilanz 2035 wird erwähnt, dass die See-
strasse in den Abschnitten Ötikon und Kehlhof zweckmässig und ansprechend im Sinne der 
Koexistenz im Strassenverkehr umgestaltet ist.  
 
Zudem sind für Fussgänger Querungshilfen zwischen Berg- und Seeseite der Seestrasse er-
weitert und mit geeigneten Massnahmen gesichert. Die Verkehrssicherheit auf der See-
strasse ist dank angepassten Geschwindigkeiten für alle Verkehrsteilnehmer gut. Als Mass-
nahme zur Erhöhung der Verkehrssicherheit, zur Reduktion des Lärms und zur Aufwertung 
des Ortsbildes wurde die Einführung von Tempo 30 in den Bereichen Ötikon und Kehlhof ge-
prüft und beim Kanton beantragt. 
 
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass es aufgrund der Komplexität der Örtlichkeit nicht möglich 
ist, alle Ansprüche gleichwertig zu berücksichtigen. Es sind Prioritäten zu setzen. Der Ge-
meinderat beurteilt die Massnahmen im vorliegenden Betriebs- und Gestaltungskonzept 
Kehlhof des Kantons in Bezug auf seine Leitziele im Räumlichen Entwicklungsleitbild als an-
gemessen erfüllt und die aufgeführten Argumente als nachvollziehbar. Dem Betriebs- und 
Gestaltungskonzept Kehlhof Mitte, das unter der Federführung des Kantons steht, wurde da-
her grundsätzlich zugestimmt. 
 
Wie soll das Erholungs- und Freizeitgebiet Sunneschy erschlossen werden? 
 
Antwort des Gemeinderates: Das Erholungs- und Freizeitgebiet Sunneschy und das Gebiet 
Kehlhof werden sowohl mit Individualverkehr als auch mit öffentlichem Verkehr erschlossen. 
 
Es ist unbestritten, dass das Erholungs- und Freizeitgebiet Sunneschy bzw. das Gebiet Kehl-
hof bezüglich des öffentlichen Verkehrs heute zu wenig erschlossen ist und Optimierungsbe-
darf besteht. Mit Vertretern des Quartiervereins Kehlhof und weiteren Interessenten wurde 
diese Thematik bereits besprochen. 
 
Sollen sich die Besucher im umliegenden Quartier einen Parkplatz suchen müssen? 
Der Kehlhof ist betreffend ÖV mit der ÖV-Güteklasse 5 von 5, das am schlechtesten 
erschlossene Gebiet der ganzen Gemeinde. Im Zusammenhang mit der Sanierung der 
Seestrasse plant der Gemeinderat eine Korrektur des Gefälles am Einlenker Ebnet-
strasse in die Seestrasse. 
 
Antwort des Gemeinderates: Auch hier ist festzuhalten, dass es aufgrund der Komplexität 
der Örtlichkeit nicht möglich ist, alle Ansprüche gleichwertig zu berücksichtigen. In diesem 
Sinne wird es als wichtig erachtet, dass die Bushaltestellen überholbar ausgestaltet werden 
und deshalb auch die Variante 1 des Betriebskonzepts weiterverfolgt wird. Der Wegfall von 
sechs Parkplätzen bei dieser Variante ist zwar nicht optimal, aber aus Sicht der Gemeinde 
überwiegen die Vorteile der Variante 1.  
 
Zudem ist bekannt, dass im Quartier Kehlhof zu wenig Parkplätze vorhanden sind. Es ist je-
doch nicht Sache der Gemeinde, öffentlichen Raum für fehlende private Parkplätze zur Ver-
fügung zu stellen. 
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Denkt der Gemeinderat eine Buslinie vom Bhf Stäfa zum Bhf Ürikon via Goethe-, 
Kreuz-, Ebnetstrasse und Seestrasse zu führen?  
 
Antwort des Gemeinderates: Ob das heutige Buslinienkonzept beibehalten wird oder eine 
Änderung stattfindet, kann zum heutigen Zeitpunkt nicht gesagt werden, da noch kein über-
arbeitetes Buslinienkonzept vorliegt. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass die Bushalte-
stellen nach wie vor benötigt werden. 
 
Wenn ja, warum verbleiben die Bushaltestellen Kehlhof auf der Seestrasse? 
 
Antwort des Gemeinderates: Eine Beantwortung dieser Frage erübrigt sich aufgrund der ob-
genannten Antworten. 
 
Wenn nein, warum wird das Gefälle des Einlenkers Ebnetstrasse korrigiert? 
 
Antwort des Gemeinderates: Das Gefälle des Einlenkers in die Ebnetstrasse wird korrigiert, 
weil das bestehende Strassenniveau in die Seestrasse bei längeren Fahrzeugen oder Fahr-
zeugen mit Anhängern nicht optimal ist. Mit den geplanten baulichen Massnahmen an der 
Seestrasse bzw. der Umsetzung des Betriebskonzepts im Bereich Kehlhof durch den Kanton 
besteht die Möglichkeit, das Niveau des Einmündungsbereichs Ebnetstrasse zu optimieren. 
 
 
Stefan Reichling dankt für die Stellungnahme des Gemeinderats. Für ihn ist die Antwort aber 
nicht zufriedenstellend. Seiner Meinung nach bringt der Gemeinderat Fragen und Antworten 
durcheinander. Nach Meinung von Stefan Reichling müsste der Gemeinderat aufgrund der 
Bedürfnisse des Quartiers handeln und nicht nach den Wünschen des Kantons. Er hofft, 
dass er mit seiner Anfrage die Diskussion für dieses Thema anregen konnte. 
 
 
Gemeindepräsident Christian Haltner schliesst das Geschäft ab. 
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Gemeindepräsident Christian Haltner weist darauf hin, dass Einwände gegen die Versamm-
lungsführung jetzt vorgebracht werden müssten und später nicht mehr geltend gemacht wer-
den könnten. Auf seine Anfrage hin meldet sich niemand zu Wort. 
 
 
Er schliesst die Versammlung um 22.15 Uhr. 
 
 
Christian Haltner dankt für die faire Diskussion. Er informiert, dass die nächsten Gemeinde-
versammlungen vom 5. bis 7. Mai 2025 für die Revision der Bau- und Zonenordnung sowie 
am 16. Juni 2025 für die Genehmigung der Jahresrechnung 2024 stattfinden. Er wünscht al-
len Anwesenden eine schöne Adventszeit, frohe Weihnachten und alles Gute fürs neue Jahr. 
Er lädt alle zum Umtrunk vor der Halle ein. 
 
 
 
 

- - - 
 
 
 
 
Für richtiges Protokoll: 

 
 
 
 

Martin Süss, Gemeindeschreiber 
 
 
 
 
 

- - - 
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Wir haben das Protokoll geprüft und bezeugen es als richtig: 
 
 
Der Gemeindepräsident Die Stimmenzähler: 
 

 
 
 

Christian Haltner Christian Dietz 
 
 
 
 
 Ulrike Eppler-Hämmerli 
 
 
 
 
 Monika Ott 
 
 
 
 
 Eliane Rochaix 
 
 
 
 
 
 
 
Auflage des Protokolls ab Freitag, 6. Dezember 2024. 
 
 
 


